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Eigentumsvorbehalt Ihr schreibt die Interim 

Diese Druckschrift ist so lange Eigentum der Ihr schreibt und sammelt die Texte, wir stellen das Heft zusammen. 

Absender*in, bis sie dem/der Gefang-enen per Post: Interim, Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin 

persönlich ausgehändigt wurde. Zur Habenahme ist per Einwurf: Umschlag beschriftet mit „Interim“ in den Türschlitz des 

keine Aushändigung im Sinne dieses Vorbehalts. Postraums im Mehringhof 2. Hof, Aufgang III, 1. OG, neben Blauem Salon, 

Wird diese Druck-schrift nicht ausgehändigt, istsie werktags bis 17 Uhr erreichbar. 

unter Angabe der Gründe an obige Adresse Achtet auf Fingerabdrücke und Spuren! Es ist be-kannt, dass hin und 

zurückzusenden. wieder Postsendungen zum Teil geöffnet wurden oder verschwinden. 


Ihr bekommt die Interim 

...in gut sortierten linken Buch-oder Infoläden, Kneipen, autonomen Zentren, überall dort,wo sie auch von euch selbst 
ausgelegt wird. Wir wollen, dass die INTERIM nichts kosten soll und jede/r sie überall an ganz vielen Orten einfach 
mitnehmen kann — dafür brauchen wir euch! Zum Verteilen und zum Geld organisieren, denn Produktion, Verschickung 
und Verteilung sind weder umsonst noch kostenlos. Stellt Spendendosen auf, organisiert Soliparties, und überlegt, 
welchen festen regelmäßigen Beitrag ihr uns zukommen lassen könnt. 

Meldet euch per Post wenn es die INTERIM bei euch nicht gibt und wir sie euch schicken sollen. Versucht dabei bitte, 
zentrale Verteil- und Abholstellen zu organisieren, damit wir Porto sparen können. 

Schickt uns Knastadressen und kümmert euch als Soli-Gruppen darum, dass die INTERIM dort auch ankommt. 

Wir haben kein Bankkonto! Deshalb schickt uns Geld bitte in Briefumschlägen (aber möglichst keine sroßen Beträge auf 
einmal). Genauso kommt es auch bei uns an, wenn ihr es im beschrifteten Umschlag in den Briefschlitz (Mehringhof 


Postraum) werft. 


Hello again, 

ihr haltet die neue Ausgabe eures monatlich erscheinenden Gesundheitsmagazins in der Han 
eine weitere Auswertung zur Räumung des Syndikats dokumentieren, damit wir uns gemeinsam au! 
Räumungsandrohung der Liebig34 vorbereiten können: Der Gerichtsvollzieher hat nun einen Termin 


angesetzt! 


d. Auch in dieser Ausgabe möchten wir 
f die bevorstehende 
für den 9. Oktober um 7 Uhr 


Viel Kraft und Solidarität an die Berliner Gefährt*innen, die am Morgen des 16. Septembers von den Staatsbütteln zu Hause besucht 


wurden und gegen die unter fadenscheinigen Begründungen nach 8129 ermittelt wird! 


auf einen Brief eines Berliner Hausprojekts 


Vielen Dank auch für eure Einsendungen. An dieser Stelle möchten wir nochmals (!) 
f vom gesamten Projekt getragen wird und ob 


eingehen. Wir warten noch auf eine Antwort, da wir uns gefragt hatten, ob dieser Brie 
ihr euch in eurer Entscheidung sicher seid? 


Bedenken bzgl. des vollständigen 


Auch zu den Schreiben der RAZ/MIEZE noch einige Anmerkungen: Auch, wenn es z. 1. zr. 
drucken. Vielleicht sind sie aber auch Anlass 


Abdruckens gab, möchten wir diese zu Dokumentationszwecken in voller Länge hier ab 
für eine Diskussionsgrundlage... Wir freuen uns ja immer sehr, wenn wir Post bekommen. 


Ein weiteres Thema, welches uns auf der Seele brennt, ist die Situation auf Lesbos. Jahrelang waren die Menschen unter den 
unwürdigsten Bedingungen im Lager Moria eingepfercht. Jetzt ist es abgebrannt. Die Diskussion um die Aufnahme und Verteilung 
geflüchteter Menschen in Europa hat jetzt erneut die Mitte der Gesellschaft erreicht und kann nicht mehr (wie sonst) totgeschwiegen 
werden. Wir wissen unlängst, dass Appelle an den Staat nichts bringen. Gerade deshalb wünschen wir uns umso mehr eine 
Diskussion darüber, wie eine linksradikale Antwort aussehen kann. Sicherlich, die Verantwortlichen zur Rechenschaft ziehen... Dies 
kann auf vielfältige Art und Weise geschehen. Es braucht aber auch praktische Solidarität: vor Ort auf Lesbos (und auch in den vielen 
anderen schrecklichen „Lagern“ an den EU-Außengrenzen)! Wir möchten hiermit einen Aufruf zu einer Debatte starten und 
vielleicht eine kollektive Antwort auf die Hilflosigkeit und das Ohnmachtsgefühl finden. 


Außerdem erwarten euch wieder spannende Analysen und Berichte sowie Sportliches.... 


Eine weitere Auswertung zum Tag X und Sponti-Konzept 
nach der Räumung des Syndikats 


Quelle: Interkiezionale 


Das Syndikat ist geräumt. Mit dieser Räumung 
haben wir eine Niederlage in der aktuellen Phase 
einbüßen müssen. Die Pläne des Syndikats am 
Räumungstag sich die Straße vor der Kneipe zu 
nehmen, wurden durch die Cops verhindert, indem 
sie kurzfristig eine Sperrzone darum errichteten. So 
nahmen die Cops Menschen die Möglichkeit, mit 
ihren Körpern die Räumug zu erschweren. Dass die 
Cops anders als 2017 bei der Räumung der 
Friedel54 schon 24 Stunden früher anrückten und 
den Kiez zum Belagerungsgebiet machten, belegt 
jedoch auch ihre Angst vor einer wiederge- 
wonnenen Stärke unsererseits. 


In der Interkiezionale-Versammlung am 05.08. wur- 
de versucht auf diese Polizeistrategie zu reagieren. 
Ideen von Blockaden und Chaos im Kiez wurden 
besprochen. Die Umsetzung dieser Protestformen 
am Tag X blieb jedoch Bezugsgruppen selbst 
überlassen, da kein größerer Rahmen zur Orga- 
nisierung und Orientierung gestellt wurde (wie z.B. 
Blockaden zentral zu koordinieren und eine 
„Fingerstruktur“ zu stellen wie es z.B. bei Ende 
Gelände passiert). 


Wäre es uns anders möglich gewesen, die 
Räumung zu verhindern? 

Mit dem Staat und den Kapitalinteressen haben wir 
es mit sehr mächtigen Gegnern zu tun. Bei der 
Räumung des Syndikats, wie bei jeder Z,wangs- 
räumung, geht es unseren Gegnern niemals nur um 
die eine Räumlichkeit. Während PearsGlobal sein 
Eigentum schützen will, um mehr Profit zu machen, 
schützt der Staat es, um das Prinzip von Privat- 
eigentum zu erhalten, welches im kapitalistischen 
System grundlegend ist. (Ver-)Mietverhältnisse sind 
eine Methode das Klassensystem aufrecht zu erhal- 
ten. Unser Kampf gegen Zwangsräumungen ist 
daher immer auch ein Kampf gegen das kapitalis- 
tische System und seine Logik von Privatbesitz und 
Mietenzwang als solches. 


Als Interkiezionale haben wir uns als bedrohte 
Projekte verbunden. Nicht allein weil wir zusam- 
men stärker sind gegen dieses Schweinesystem, 


sondern auch weil wir wissen, dass es in unserem 
Kampf nicht allein um die Räumlichkeiten der 
bedrohten Projekte geht. Als Interkiezionale ver- 
stehen wir uns als Teil einer Bewegung, die gegen 
Verdrängung und gleichzeitig für Räume einer 
emanzipatorischen Bewegung in Berlin kämpft. Die 
Räumung des Syndikats kann nicht allein für sich 
betrachtet werden, sondern wird von uns immer in 
Zusammenhang mit dem Kampf um weitere 
bedrohte Räume und gegen das System an sich 
gesehen. Auch finden wir es wichtig zu sagen, dass 
der Kampf nach einer Räumung nicht vorbei ist. 
Kollektive finden manchmal noch Jahre später neue 
Räumlichkeiten. Gleichzeitig können Räumungen 
auch die Bewegung durch Politisierung, Radi- 
kalisierung und Organisierung stärken (z.B. Liebig 
14, Lausitzer 8). Die Versammlung nach der Räum- 
ung des Syndikats zeigt beispielhaft die Motivation 
der Unterstützer*innen nicht aufzugeben 
(https://syndikatbleibt.noblogs.org/post/2020/08/17/ 
der-kiez-nach-der-raumung-wutend-schockiert- 
aber-es-muss-weitergehen/). 


Strategie gegen Räumungen? 


Wir wollen in diesem Text die Syndikat-Tag-X- 
Sponti auswerten. Vorab ist es uns wichtig zu 
betonen, dass die Strategie der Interkiezionale 
Räumungen zu verhindern aus weitaus mehr besteht 
als aus der Vorbereitung von Tag-X-Spontis. So 
gibt es den bestehenden Aufruf zu dezentralen 
Aktionen, um die Projekte sichtbarer zu machen, 
Unterstützung zu mobilisieren und den Preis für 
(angedrohte) Räumung(en) in die Höhe zu treiben. 
Es gab in den vergangenen Jahren etliche Aktionen 
in Solidarität mit den bedrohten Projekten und 
damit die Idee wofür sie stehen. Außerdem machen 
wir regelmäßig offene Versammlungen, was in 
Berlin seit langem keine etablierte Praxis mehr ist. 
Mit offenen Versammlungen wollen wir einen Ort 
schaffen, der Diskussionen, Austausch, Vernetzung 
und Vertrauensbildung dient und der eben für alle 
(die unsere Werte teilen) zugänglich ist. Zu guter 
letzt sind es Demos, mit denen wir unserer Verbun- 
denheit Ausdruck verleihen und eine kollektive 
Stärke auf der Straße aufbauen. 


Es bleibt unser Ziel, bevorstehende Räumungen zu 
verhindern. Wie oft kann der Senat es vertragen, 
wäre jede Zwangsräumung mit viel Protest 
begleitet? Können wir den Grad der Mobilisierung 
wie er auf der Demo am 01.08. und um die Räum- 
ung vom 06.-07.08. aufrecht erhalten? Schaffen wir 
es vielleicht sogar noch mehr Menschen bei der 
nächsten (möglichen) Räumung auf die Straße zu 
bringen? Schaffen wir es, uns besser zu organisieren 
und damit noch handlungsfähiger zu werden? All 
diese Fragen begleiten uns, wenn wir einzelne 
Aktionsformen wie die letzte Tag-X-Sponti be- 
werten. 


Warum eine Sponti? 


„Sponti“ steht für „spontane Demonstration“. Im 
Fall des Syndikats war der Räumungstermin 
angekündigt, weshalb die Spontanität nur auf die 
Ankündigung des Ortes zutrifft. Da wir jedoch von 
unangekündigten und kalten Räumungen/ Räu- 
mungsversuchen ausgehen müssen, halten wir 
weiter an dem Begriff „Sponti“ fest. Wir haben 
mehrere Ziele mit den Spontis. Zunächst wollen wir 
eine öffentlich angekündigte Aktion anbieten damit 
am Tag der Räumung mindestens eine Form von 
offensivem Protest stattfindet, die für viele zugäng- 
lich ist. Da die bedrohten Projekte eigene Konzepte 
zu ihrem Tag X entwickeln, wollen wir als Inter- 
kiezionale an der Stelle ansetzen, wo ein geräumteS 
Projekt selbst wenig handlungsfähig ist — direkt 
nach der eigenen Räumung. Zusätzlich wollen wir 
Raum schaffen für Menschen, nach der Räumung 
nicht in Ohmacht zu fallen sondern zusammen ZU 
kommen und die eigenen Gefühle auf die Straße zu 
tragen. 

Unser taktisches Vorgehen bzgl. der Tag X-Syndikat 
Sponti bewerten wir als nicht gelungen. Wir werden 
aus dieser Niederlage lernen, weiter planen, um 
beim nächsten Räumungsversuch taktisch klüger 
der Verdrängung zu entgegnen. Es gilt grundsätzlich 
zu überlegen: Sind Spontis das Mittel der Wahl oder 
müssen wir andere Konzepte für die Tage der 
Räumung und die Zeit davor finden? Falls ja, wie 
müssen wir die Planung und die Umsetzung an- 


passen? 


Eine sehr kurze Sponti 


Die Interkiezionale mobilisierte öffentlich für eine 
Sponti am Tag X um 21 Uhr und auch für das 


Konzept, den Startpunkt öffentlich anzukündigen. 
Am Tag vor der Räumung wurde über diverse 
Kanäle (Blog, Telegram, Aktionsticker, Twitter) die 
Info verbreitet, dass am Tag X um 17 Uhr der 
Startpunkt veröffentlicht würde. Dies passierte dann 
mit dem Hinweis pünktlich zu erscheinen. 

Um 21 Uhr hatten sich bereits mehrere hundert 
Leute auf dem Richardplatz gesammelt. Etwa um 
21.10 Uhr gab es ein (zu leises) Startsignal. Der 
recht kleine erste Block war leider bereits relativ 
nah in Richtung Karl-Marx-Straße aufgestellt, so- 
dass es für andere zeitlich kaum möglich schien, 
sich hinter dem Block zu sammeln bevor er auf die 
erste Polizeikette stieß (etwa in Höhe Dr. Pogo). 
Nach ein paar Tritten und Schlägen von den Cops 
gab es ein weiteres Signal mit dem Ziel in eine an- 
dere Richtung zu starten. Doch bewegte sich die 
Masse nun, ohne Frontblock oder Reihe in Richtung 
Kirchhofstraße (eventuell war eine ungeplante Vu- 
vuzela mit verantwortlich). Auch wenn es Men- 
schen an der Spitze schnell gelang sich in ein paar 
Reihen zu formieren, holten auch die Cops die 
Spitze nach wenigen Metern ein. Sie kamen zu Fuß, 
von vorne aber auch von hinten vom Richardplatz, 
vorbeigedrängt an der Menschenmasse. In der leicht 
kontrollierbaren Kirchhofstraße konnten sie relativ 
leicht die Spitze angreifen, ohne große Verlute 
davon zu tragen. Die Masse wich schnell zurück 
und die Demospitze war allein. Innerhalb weniger 
Minuten hatten die Cops zwei Kessel errichtet. Eine 
Person erlitt eine Platzwunde am Kopf. Auch wenn 
es einzelne Konfrontationen gab und einige Men- 
schen so noch aus dem Kessel kamen, war die 
Situation schnell statisch. Nach einer Weile erlaub- 
ten die Cops Menschen einzeln den Kessel zu 
verlassen, wobei es mindestens zwei Festnahmen 


gab. 


Auswertung 

Ortswahl: 

Aufgrund der starken Kiezverankerung des Syndi- 
kats wurde beschlossen die Sponti in Neukölln statt- 
finden zu lassen, sodass die Nachbarschaft daran 
teilnehmen könnte. Da Absperrungen und hohe 
Polizeipräsenz im Schillerkiez zu erwarten war, ent- 
schieden wir uns gegen einen Startpunkt in un- 
mittelbarer Nähe des Syndikats. Rückblickend war 
der Ort ein schlechter Kompromiss zwischen Nähe 
und Distanz zum geräumten Projekt. Aufgrund der 
vorherigen Räumung und der Angst der Cops vor 


anschließenden Aktionen, war ihre Präsenz weiter- 
hin sehr hoch. Das machte es ihnen leicht, schnell 
viele Kräfte zusammen zu ziehen. Dennoch war der 
Startpunkt zu weit vom Syndikat weg, um mit die- 
ser Nähe nochmal eine deutlich emotionalere 
Stimmung erzeugen zu können. Beide Konzepte ha- 
ben ihre Vorteile, müssen dann aber klarer verfolgt 
werden was uns nicht gelungen ist. Diese Erfahrung 
werden wir in die Diskussion um künftige Orte ein- 
fließen lassen. 

Zudem ist zu sagen, dass spontan zusätzlich eine 
Nachbarschaftsdemo im Kiez für den Nachmittag 
organisiert und dabei die Spaltung zwischen 
„friedlicher Nachbarschaftsdemo“ und „wütender 
Sponti“ aufgemacht wurde. Zum einen bedauern 
wir dies politisch, zum anderen bzgl. des Konzepts 
inklusive Ortswahl, welches beides vereinen sollte. 


Startpunkt: 

Die Wahl fiel auf den Richardplatz, da dieser viele 
Zugangs- und Schleichwege hat. Im Nachhinein ist 
klar, dass dies ein taktischer Fehler war. Als Orga 
haben wir unterschätzt wie einfach die Straßen von 
den Cops abgeriegelt werden können. Dazu kam, 
dass es am Richardplatz keine zu schützenden Ob- 
jekte gibt, weswegen sich die Cops komplett auf die 
Demo konzentrieren konnten. 


Anmeldung: 

Es wurde sich im Vorhinein entschieden, die Sponti 
weder davor, noch vor Ort anzumelden. Durchaus 
ist die Anmeldung einer Sponti eine Option. 
Dahinter steht die Diskussion, ob eins sich den 
Cops beugen will. Im Fall der Syndikat-Tag X- 
Sponti wurde sich letztendlich gegen eine An- 
meldung entschieden, da im Orga-Kreis die Vor- 
stellung, nach einer Räumung mit den Cops über 
eine Anmeldung zu verhandeln, als keine Option 
gesehen wurde. Damit wurde in Kauf genommen, 
dass es schon früh zu einer Eskalation kommen 
könnte. Hier gab es den Anspruch, stark genug zu 
sein, die Sponti unangemeldet durchsetzen zu kön- 
nen bzw. eine frühe Eskalation hin zu nehmen. 
Wie zu erwarten waren die Cops vor Ort gut 
aufgestellt und bewiesen eine Null-Toleranz-Politik. 
Der Richardplatz und alle davon abgehenden 
Straßen waren voll mit Cops, welche fast alle außer- 
halb ihrer Wagen standen und engmaschig platziert 
waren. Deswegen konnten sie beim Start der Demo 


sehr schnell reagieren. Gepaart mit Schwächen auf 
unserer Seite vehinderte dies ein Laufen. 

Auch wenn der Vorbereitungskreis flexibel auf 
Situationen reagieren kann, macht es nur bedingt 
Sinn, von einer vorher angekündigten Strategie ab- 
zuweichen. Ein Konzept wie das geplante birgt 
viele unbekannte Variablen und es kann im Einzel- 
fall durchaus sinnvoll sein spontan eine Route 
anzumelden, wenn die Gesamtsituation vor Ort 
(Anzahl und Taktik der Cops, Anzahl und Stimm- 
ung der Teilnehmer*innen) ein selbstbestimmtes 
Durchsetzen der Demo nicht ermöglicht oder aber 
eine Konfrontation nicht gewollt ist. Demon- 
strationen sollen uns motivieren und empowern, 
nicht verheizen oder sich wie eine Niederlage 
anfühlen. 


Mobilisierung: 

Die Interkiezionale mobilisiert seit Monaten für die 
Sponti mit dem Hinweis, dass der Startpunkt am 
Tag X veröffentlicht wird. Es wurde weit im Voraus 
die Entscheidung getroffen, dass wir als Inter- 
kiezionale öffentlich mobilisieren wollen, um sol- 
che Aktionen auch Menschen zugänglich zu ma- 
chen, die wir anders nicht erreichen. So können 
mehr Menschen an der Aktion teilnehmen, vor 
allem auswärtige haben so einen besseren Zugang. 
Im Nachhinein erhielten wir das Feedback, dass 
einige Menschen wegen der öffentlichen Ankün- 
digung nicht gekommen sind. Andere Menschen 
kamen und wussten nicht, dass es eine unange- 
meldete Demo sein sollte. Dies deutet darauf hin, 
dass wir in unserer öffentlichen Kommunikation im 
Vorfeld zum Teil gescheitert sind und den Charakter 
zukünftiger Spontis noch klarer kommunizieren 
müssen. Doch sehen wir Menschen auch in der Ver- 
antwortung sich selbst zu informieren und sich 
frühzeitig (z.B. in unseren Vollversammlungen) in 
strategische Diskussionen einzubringen. 

Mit der späten Veröffentlichung des Startpunkts 
erhoffte wir einen strategischer Vorteil gegenüber 
den Cöps. Vier Stunden scheinen ausreichend für 
die Cops um sich vorzubereiten. Gleichzeitig be- 
fürchteten wir, weniger Menschen zu erreichen 
wäre die Verspätung zu einer späteren Stunde. 

Wir denken aber, dass es möglich ist den Startpunkt 
viel später zu veröffentlichen und trotzdem vielen 
eine Teilnahme zu ermöglichen, wenn sich das Zeit- 
fenster rein an der möglichen Anreise zum Start- 


punkt orientiert und alle potenziellen Teil- 
nehmer*innen „in den Startlöchern“ stehen. 

Generell war es für uns als Orga schwer einzu- 
schätzen, wie viele Leute unserem Aufruf zur 
Sponti folgen würden. Wir waren von über 500 
Menschen positiv überrascht. Wir hoffen, dass die 
Erfahrungen aus der Sponti am 07.8. nicht dazu 
führt, dass sich viele aus Frust oder Angst an zu- 
künftigen Aktionen dieser Art nicht mehr beteiligen. 
Wir wollen in einen solidarischen Austausch treten, 
aus den Fehlern lernen und gemeinsam versuchen 


es das nächste Mal besser zu machen. 


Belastungsgrenze: 

Ein großer Fehler war es, unsere Strukturen bzw. 
die Bewegung zu überfordern. Nach der Demo am 
01.08. und der Nacht ums Syndikat war eine dritte 
Aktion mit Bullenstress innerhalb einer Woche viel. 
So war der Grad der Vorbereitung gering, die Orga- 
niserung also insgesamt zu schwach um die Demo 
gegenüber den Cops durchzusetzen. Hier stellt sich 
die Frage, ob nach einer langen Räumung eine 
abendliche Aktion überhaupt sinnvoll ist oder diese 
besser mit etwas Abstand (Tag X+1) stattfinden 
sollte. Gleichzeitig ist es uns wichtig, die Ohn- 
macht, die viele Menschen nach einer Räumung 
empfinden aufzufangen und eine Möglichkeit zu 
bieten auf die Straße zu gehen. 


Anti-Repression: 

Als Trostpflaster bleibt, dass die Cops wohl selber 
etwas abgekämpft waren und die Masse der Leute 
ohne Festnahmen/Personalienfeststellung abziehen 
konnte. Wir denken, dass trotz mindestens 10 Tat- 
beobachtern (zivile Cops, die in „szenetypischer 
Kleidung“ in der Demo mitlaufen) und Kessel, 3-5 
Festnahmen eine gute Quote sind gemessen daran, 
dass es durchaus einige offensive Auseinander- 
setzungen mit den Cops gab. Doch müssen wir uns 
auch hier nochmal für einen wieder unterbesetzten 
Gesa-Support entschuldigen, der insbesondere nicht 
darauf vorbereitet war, dass einzelne Personen bis 
zum Mittag des nächsten Tages festgehalten 
wurden. Auch wenn es müßig ist, macht es einen 
Unterschied wie viele Leute eine*n vor der Gesa 
abholen. Das ist ausbaufähig. 

Falls ihr Repression erfahren habt oder für anfall- 
ende Repressionskosten spenden wollt, meldet euch 
beim Syndikat! 

Kollektives Verhalten auf der Demo: 


Insgesamt sehen wir den Grad an Organisierung 
und Motivation auch um den Tag X herum als 
positiv, gemessen daran, dass in Berlin viele 
Menschen häufig unorganisert und unvorbereitet 
auf Demonstrationen gehen. Wir haben wahrge- 
nommen, dass Menschen organisert und vorbereitet 
waren, was uns freut. Ohne unsere Verantwortung 
als Orga-Struktur abzuweisen, sondern viel eher 
auch um in dem kollektiven Verhalten Probleme des 
Konzeptes zu suchen, wollen wir trotzdem auf 
Dynamiken unter den Teilnehmer*innen eingehen: 
Wir müssen davon ausgehen, dass es vielleicht 
wieder überwiegend panisches Verhalten war, was 
dazu führte, dass die Masse ohne Reihen oder 
ähnliches anfing sich in die Kirchhofstraße zu 
bewegen. Wegrennen vor den Cops charakterisierte 
orößtenteils die Bewegung der Menschen an dem 
Abend. 

Der gekesselte erste Block und seine Durchbruchs- 
versuche wurden wenig unterstützt. Dabei ist die 
Einschätzung des Frontblocks, dass ein Durch- 
kommen durchaus möglich gewesen wäre mit 
einem entschlossenen Block und einer solidarischen 
Masse dahinter. Stattdessen ließen sich viele Men- 
schen schnell zurück fallen und überließen die 
ersten Reihen sich selbst bzw. den Cops. Die Dis- 
tanz von der größeren Menschenmenge zum Kessel 
wurde schnell groß. Leute rannten weg, als Cops 
den Kessel zogen und dabei Menschen auf ihrem 
Weg verprügelten. Es wurde den Cops so sehr 
einfach gemacht, Reihen zu ziehen und Kessel zu 
bilden. 

Die Lücke zwischen Kessel und Masse am 
Richardplatz wurde trotz der irgendwann eher 
statischen Lage auf dem Richardplatz nicht versucht 
zu schließen. Genauso wenig nutzten Menschen 
außerhalb des Kessels ihre Position, um die Cops zu 
bepöbeln, sie so zu verunsichern und ggf. sogar 
dazu zu bewegen, den Kessel auflösen zu müssen. 
Dieses Nicht-Handeln sehen wir im Zusammenhang 
mit Unerfahrenheit aber auch einer geringen Verant- 
wortungsübernahme von Gruppen auf Aktionen. 
Wir würden uns wünschen, dass ein verantwort- 
ungsbewusstes und solidarisches Handeln selbst- 
verständlich ist. 

Natürlich verstehen wir die Angst vor gewalttätigen 
Übergriffen durch Cops und es ist Quatsch sich 
unnötig verprügeln und pfeffern zu lassen. Dennoch 
denken wir, dass wir mehr Selbstvertrauen haben 
sollten und uns mehr Handlungsoptionen (wieder) 


aneignen sollten. Schon die Demo am 01.08. hat 
leider gezeigt, dass Cops oft nicht einmal direkte 
Gewalt anwenden müssen, um eine Menge zu 
zersprengen, sondern das schon wenige, rennende 
Cops ausreichen, um Panik zu verbreiten. Gleich- 
zeitig hat bspw. die nächtliche Blockade der Her- 
mannstraße während der Syndikatsräumung gezeigt, 
dass ein entschlossenes und kollektives Vorgehen 
möglich ist und die Taktik der Cops durch Panik- 
mache die Kontrolle zurück zu erlangen effektiv 
verhindert werden kann. Wir, als Orga-Struktur 
wollen nach mehr Kollektivität und Solidarität auf 
Massenaktionen streben, um uns selbst und andere 
besser zu schützen und flexibel und handlungsfähig 
zu sein. 


Fazit 

Die Sponti nach der Syndikat-Räumung war ein 
Versuch mehr Handlungsmöglichkeiten, abseits von 
längerfristig im Vorfeld angemeldeten Demos und 
klandestin organisierten Spontis, zu erlangen. Auch 
wenn es einige positive Momente im Umfeld der 
Sponti gab, müssen wir unterm Strich feststellen, 
dass es uns an diesem Abend nicht gelungen ist, den 
offensiven und selbstbestimmten Ausdruck zu 
ermöglichen, den wir als Orga-Kreis angestrebt 
haben. Dennoch wollen wir das Konzept nicht nach 
der ersten, überwiegend negativen Erfahrung 
einstampfen, sondern aus den Fehlern lernen und 
bestenfalls einen Diskurs mit euch allen darüber 
- führen, wie das Konzept weiter entwickelt werden 
kann. Für die kommenden Tag-X-Spontis streben 
wir ein jeweils angepasstes Konzept an. Es ist 
wichtig zu bedenken, dass sowohl für die Meuterei 
als auch für die Liebig 34 eine kalte Räumung 
durchaus stattfinden kann. Hier wären die 
Bedingungen anders als beim Syndikat — wir hätten 


wenig Zeit zur Vorbereitung, aber die Cops hätten 
auch wenig Zeit, da kalte Räumungen teils nur mit 
privaten Sicherheitskräften stattfinden. 

In die Überlegungen zur Sponti fließen viele 
Faktoren mit ein, zu denen auch einge Faktoren 
gehören, welche wir nicht vorhersehen können: wie 
viele Leute kommen? Wie gut organisert sind die 
Menschen, die kommen? Sind die Menschen vor- 
bereitet auf eine Konfrontation oder möchten sie 
diese tunlichst vermeiden? Ist es Menschen wich- 
tiger zu laufen, oder eine Null-Verhandlungs-Politik 
mit den Cops zu fahren? 

Wir werden die Tag X Spontandemonstration 
weiterhin am Tag X (ggf. +1) um 21 Uhr stattfinden 
lassen. Wir werden die Sponti weiterhin öffentlich 
bewerben und auch den Startpunkt öffentlich 
machen. Wir werden uns vorbehalten, die Spontan- 
demonstration vor Ort anzumelden. 

Wir wollen nicht, dass Menschen sich nicht trauen 
zu kommen bzw. sich verheizt vorkommen, indem 
wir sie unreflektiert zur nächsten Konfrontation mit 
den Cops einladen. Unser Ziel ist es, an einem Tag, 
an dem die Cops unsere Freund*innen aus ihren 
Räumen prügeln, uns die Straße zu nehmen und auf 
verschiedene Art und Weise offensiv zu sein. Jedoch 
bemisst sich diese Offensivität unserer Meinung 
nach nicht allein daran, ob eine Demonstration 
angemeldet ist oder nicht. Wir wollen einen 
kollektiv positiven Moment schaffen und uns in 
unserer Offensivität wohl fühlen bzw. daran arbei- 
ten das zu erreichen. Wir denken, dass es eine hohe 
Erwartung an uns alle ist, dass der 

erste Schritt auf der Straße ist, sich gegen die Cops 
durchzusetzen um protestieren zu können. Wir wol- 
len diese Taktik nicht ohne weitere Absprachen in 
Vollversammlungen fortsetzten. 


Drohende Räumung: Liebig34 Bleibt! 


Am 15. September erhielt die Liebig 34 vom Gerichtsvollzieher T. Knop einen Räumungsbescheid für 


den 9. Oktober 2020 um 7 Uhr! 


Bereitet euch auf einen heißen Herbst vor! 


Jede Räumung - das ist nicht erst seit gestern klar — hat ihren Preis! 
Treiben wir ihn in die Höhe! Bereitet euch vor! Informiert euch! 


Auswertungsansätze zur Sozialen Kampfbaustelle Leipzig 


Quelle: Diymedia 


Wir blicken zurück auf ein langes Wochenende 
voller entschlossener Kämpfe gegen die zunehm- 
ende Verdrängung, gegen die Aufwertung und die 
unerträgliche Bullenbelagerung in unseren Vierteln. 
Nachdem zwei besetzte Häuser innerhalb kürzester 
Zeit wieder geräumt worden waren, spitzte sich die 
Wut über die gesellschaftlichen Missstände in 
Leipzig ein weiteres Mal zu. 

Nachdem am Mittwoch das besetze Haus Luwi71 
geräumt wurde, war zu einer Tag X+1 Demo am 
darauf folgenden Donnerstag aufgerufen worden. 
Dieser schlossen sich mehrere hundert Menschen an 
und verliehen ihrer Wut über die Räumung des 
angehenden sozialen Zentrums nahe der Eisenbahn- 
straße Ausdruck. Es wurden Bullen angegriffen, 
Barrikaden errichtet und angezündet. Die Ausein- 
andersetzungen erstreckten sich über einen Zeit- 
raum von mehreren Stunden, in denen sogar ein 
Wiederbesetzungsversuch der Luwi7l gestartet 
wurde. Die Bullen versuchten immer wieder die 
Masse zu zersprengen, doch stattdessen bildeten 
sich viele kleinere Demonstrationen, die die Ausein- 
andersetzung vorantrieben. Viele Zuschauende 
schlossen sich den immer wieder zersprengten und 
sich doch wieder findenden Massen an. Die Wut auf 
die Belagerung und Kriminalisierung der Eisen- 
bahnstraße unter anderem durch die Waffen- 
verbotszone war deutlich spürbar. Im Zuge der 
Auseinandersetzungen und nach einigen miss- 
glückten Vorstößen der Bullen begannen diese will- 
kürlich mit Tränengas in die Menge zu schießen. 
Dass hierbei wie auch am darauf folgenden Abend 
nach Kriegswaffengesetz verbotene Munition zum 
Einsatz kam, die auch auf Journalist*innen abge- 
feuert wurde, überrascht angesichts der Zustände in 
der sächsischen Polizei wohl niemanden mehr. 

Im Zuge dieser Auseinandersetzungen wurden mehr 
als 20 Personen festgenommen, wir wünschen ihnen 
viel Kraft! 

Erfreulicherweise wurde direkt am nächsten Tag, 
Freitag den 04.09., ein weiteres Haus in Leipzig- 
Connewitz besetzt. Doch nach kurzer Zeit rückten 
Secus und Bullen an und räumten das Haus wieder, 
noch bevor eine größere Öffentlichkeit mobilisiert 
werden konnte. Jedoch scheinen viele davon er- 
fahren zu haben, denn für die noch am selben 


Abend stattfindende Sponti fanden sich über 300 
Leute kurzfristig im Herderpark ein. Was folgte, 
war eine angemessen Reaktion auf die menschen- 
verachtende Praxis der Bullen. Nachdem sich die 
Sponti unter großem Einsatz von Pyrotechnik in 
Bewegung gesetzt hatte, wurde zunächst der 
Besatzungsposten der Schweine angegriffen, Über- 
wachungskameras zerstört und einige Scheiben 
mittels Farbbeuteln und Steinen beschädigt. Es war 
der fünfte größere Angriff auf den Außenposten seit 
seiner Eröffnung 2014. 

Daraufhin bewegte sich die Sponti über die Ham- 
merstraße Richtung Bornaische Straße, wo zuerst 
eine Wanne mittels Pyrotechnik und Steinwürfen 
verjagt und auch erste eintreffende Greiftrupps in 
einem Steinhagel wieder zurückgeschickt werden 
konnten. Als sich die Demo zur Kreuzung Bor- 
naische/Stockartstraße bewegt hatte, trafen von 
Süden und Norden erste Großaufgebote der Bullen 
mit mehreren Wannen ein. Es kam zu minuten- 
langen Auseinandersetzungen. In deren Verlauf 
rasten Bullenwannen aus Richtung Süden mit hoher 
Geschwindigkeit auf eine Menschenmenge zu. Sie 
zwangen Personen in letzter Sekunde zur Seite zu 
springen, um nicht zu sterben. Dabei rammten sie 
fast eine Straßenbahn und kamen letztlich mit einer 
Vollbremsung zum Stehen, wobei das zweite 
Fahrzeug in das erste hinein krachte. Ohne zu 
dramatisieren, wollen wir dennoch benennen, 
worum es sich hierbei handelte: Um einen Mord- 
versuch an Menschen, die dem Staat ein Dorn im 
Auge sind. Dass bei diesem Auffahrunfall niemand 
überfahren wurde, grenzt an ein Wunder. Und bei 
aller Freude über die Bilder der zerstörten Wanne, 
bei allen Witzen, die jetzt über illegale Straßen- 
rennen der Bullen usw. gemacht werden, wollen wir 
nicht vergessen, dass hier Menschenleben bewusst 
aufs Spiel gesetzt wurden. Die Springerpresse 
schreibt, der Auffahrunfall sei durch Angriffe auf 
Bullen verursacht worden. Stimmt so in etwa, denn 
die Bullen die in ihren Wannen saßen und mit Stei- 
nen angegriffen wurden, versuchten daraufhin die 
Angreifenden zu überfahren. Wie heuchlerisch Poli- 
zeipräsident Torsten Schultze ist, wenn er sagt wir 
würden Menschenleben in Kauf nehmen, lässt sich 
an diesem Szenario gut erkennen. Zumal wir eine 


voll ausgestattete und gut trainierten Kampfeinheit 
mit Panzerung und Helmen konfrontieren und bei 
all den geworfenen Pflastersteinen Bullen (leider) in 
der Regel nur leicht verletzt werden. Die Wut, der 
Hass gegen die Polizei, die Ausschreitungen der 
letzten Monate sind durch genau solche Aktionen 
der Bullen verursacht worden. Durch die zahl- 
reichen Verletzungen und Misshandlungen, die 
Menschen zugefügt wurden und werden. Durch all 
die Zwangsräumungen, die sinnlosen Schikanen, 
den permanenten Belagerungszustand. Ihr braucht 
euch nicht wundern, dass immer mehr Leute auf- 
hören, an eine friedliche Lösung der sozialen Pro- 
bleme in unserer Stadt zu glauben. 

Die Spontandemo zog sich letztlich langsam zurück 
und löste sich schließlich nach ca. 45 Minuten 
intensiver Auseinandersetzungen auf. Dass es dabei 
keine Festnahmen gab, macht uns sehr froh und 
zeugt davon, dass in den letzten Monaten auch 
kollektive Lernprozesse stattgefunden haben, dass 
wir mehr aufeinander achten und die Bullen sich 
weniger trauen, weil sie wissen, dass sie bei Fest- 
nahmen mit Gegenwehr und Gefangenenbefrei- 
ungen zu rechnen haben. Es ist aber auch der 
Tatsache geschuldet, dass die Bullen nach dem 
Vorabend im Osten nicht damit gerechnet hatten, 
am Freitag schon wieder mit Ausschreitungen im 
Leipziger Süden konfrontiert zu sein. Sie waren 
nicht auf eine weitere Besetzung vorbereitet und 
hatten nur ca. 3 Stunden Zeit für eine Einsatz- 
planung, weshalb wir spontan besser handlungs- 
fähig waren als sie. 

Am Samstag Abend fand dann die schon länger 
angekündigte Demonstration unter dem Motto 
„Kämpfe verbinden“ statt. Viele Initiativen verlasen 
Redebeiträge über die sozialen Kämpfe in Leipzig 
und international und natürlich wurde angesichts 
der aktuellen Ereignisse auch auf die Räumungen 
der Luwi71 und der B34 Bezug genommen. Die 
Demo war von Beginn an sehr kämpferisch und 
brachte eine antagonistische Haltung gegenüber 
dem bürgerlichen Staat zum Ausdruck. Dies ge- 
schah unter anderem durch das massenweise Zün- 
den von Pyrotechnik und diverse kleinere Angriffe 
auf Bullen. Nachdem an der Wolfgang-Heinze- 
Straße Luxuswohnungen attackiert worden waren, 
entschlossen sich die Bullen die Demonstration auf- 
zulösen und von verschiedenen Seiten gleichzeitig 
anzugreifen. Dabei kam es zu körperlichen Über- 
griffen auf Unbeteiligte und Journalist*innen. 


Willkürlich wurden Personengruppen durch die Sei- 
tenstraßen gejagt und brutal festgenommen. 
Dennoch konnten wir der ausufernden Polizei- 
gewalt durch solidarische Reaktionen und das 
Zusammenhalten in Großgruppen einiges entgegen- 
setzen, immer wieder wurden Bullen von Klein- 
gruppen attackiert. Teilweise wurden sie verjagt und 
so konnte die Zahl der Festnahmen zumindest auf 
15 begrenzt werden (was trotzdem 15 Festnahmen 
zu viel sind). Dass nach zwei vorausgehenden 
Nächten voller Angriffe auf die Staatsdiener eine 
hohe Zahl von Festnahmen das Hauptziel der 
Bullen war, war von Anfang an klar. Ebenso klar 
war, dass die Bullen jede Gelegenheit nutzen 
würden, um die Demonstration aufzulösen und die 
Jagd auf Autonome zu beginnen. Mit Freude 
nahmen wir die Nachricht auf, dass auch im 
Leipziger Westen zeitgleich zur Demonstration eine 
Bullenwanne auf dem Gelände des Polizeiver- 
waltungsamtes in Flammen aufging. 

Da sich in einigen Presseberichten über die Angriffe 
auf die Luxusbauten an der Wolfgang-Heinze- 
Straße empört wird, wollen wir hierzu kurz Stellung 
beziehen. Dabei muss klar sein, dass wir keine 
offiziellen Sprecher*innen der Demonstration sind 
und nicht den Anspruch haben, alle Teilnehmenden 
zu repräsentieren. Zunächst halten wir es für eine 
sinnvolle, notwendige und legitime Form sym- 
bolischen Protests, Neubauten mit Farbe, Steinen, 
Feuer oder was auch immer anzugreifen. Hierdurch 
kann die berechtigte Wut über Verdrängungs- 
prozesse zum Ausdruck gebracht werden. Verdräng- 
ungsprozesse, die dazu führen, dass soziale 
Netzwerke zerstört werden, dass Personen aus 
ihrem angestammten Wohn- und Lebensumfeld ver- 
drängt werden und Platz machen müssen für 
Besserverdienende. Wenn dadurch diese Besser- 
verdienenden zum Entschluss kommen, Connewitz 
wieder zu verlassen und somit die Nachfrage für 
Luxuswohnungen sinkt, ist das ein erwünschter 
Nebeneffekt. Was wir selbstverständlich ablehnen, 
ist wenn bei solchen Angriffen nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass Kinder oder Kinderzimmer 
betroffen sein könnten. Inwieweit die Angreifenden 
dies getan haben, können wir nicht beurteilen. Dass 
jedoch nun in diversen Presseartikeln darüber ge- 
schrieben wird, wie schlimm es doch sei, dass 
Luxuswohnungen mit Steinen und Farbgläsern 
attackiert wurden, dass sich wegen eines Bengalos 
auf einem vollkommen aus Stein bestehenden Bal- 


kon aufgeregt wird, grenzt an Menschenverachtung 
angesichts all der Menschen ohne Obdach. 
Angesichts all der Menschen, die wegen Entmiet- 
ungen und Luxussanierungen ihre Wohnungen 
aufgeben mussten, all der Menschen, die ihre Miete 
nicht mehr oder nur noch mit größter Mühe 
bezahlen können. Denn all das ist es, was wir mit 
struktureller Gewalt meinen, Gewalt, die von einem 
Wirtschaftssystem ausgeht, in dem alles zur Ware 
wird, in dem aus allem der größtmögliche Profit 
geschöpft werden soll. Ein System, in dem 
Menschenwürde nur noch ein lästiges Hindernis für 
Ausbeutung und Akkumulation ist und welches mit 
institutionalisierter Gewalt in Form von Polizei, 
Militär und Knast aufrecht erhalten wird. 

Neben den vielen Demonstrationen und Ausein- 
andersetzungen gab es das ganze Wochenende 
zudem in Connewitz ein Diskussions- und Veran- 
staltungswochenende. Die „Soziale Kampfbau- 
stelle“ lud zu Diskussionen, Vorträgen und Vernetz- 
ung mit Rahmenprogramm, wie Infoständen, 
Brunch/Küche für alle und einer Cocktailbar ein. 
Alle Veranstaltungen fanden im öffentlichen Raum, 
in den umliegenden Parks und Straßen statt. Viele 
Menschen setzten sich bei Sonne oder Nieselregen 
hin und diskutierten. Teilweise lauschten bis zu 60 
Interessierte den Vorträgen über Frauen und 
Militanz, sozialen Kämpfen in Chile, Repression in 
Italien oder dem Räumungsbedrohten Hausprojekt 
Liebig34 und ließen sich auch durch eine hohe 
Bullenpräsenz nicht davon abbringen. Auch vor der 
Luwi7l wurde am Sonntag zum Nachbarschafts- 
brunch eingeladen, wo sich trotz massiver Bullen- 
präsenz einige Nachbar*innen und Unterstützer*- 
innen der Luwi71 trafen und über Perspektiven 
nach der Räumung diskutierten oder Hilfe für bei 
der Tag X+1 Demo entstandene Kollateralschaden 
organisierten. Wir merken, dass gerade in diesen 
Zeiten ein großer Bedarf nach Austausch und 
Diskussion über die bestehenden Verhältnisse 
besteht und sich in unterschiedlichen Kiezen 
organisiert wird. Und auch, dass viele eine Wut 
teilen und dieser Ausdruck verleihen wollen, 
angesichts der Ohnmacht gegenüber den Verdräng- 
ungsprozessen, dem grassierenden Rassismus und 
Frauenhass, dem erstarkenden Faschismus und 
staatlicher Repression. 

Uns verwundert es nicht, dass angesichts der 
sozialen Verhältnisse und der Entwicklungen ins- 
besondere am Wohnungsmarkt in Leipzig die Men- 
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schen wütend sind. Dennoch freuen wir uns 
darüber, welches Ausmaß die Auseinandersetzungen 
mit Hauseigentümern, Immobilienfirmen und den 
Staatsschergen am vergangenen Wochenende, doch 
auch in den letzten Monaten angenommen haben. 
Natürlich kommen alle staatlichen Akteure und 
bürgerlichen Zeitungen dem dringenden Bedürfnis 
nach, all jene Menschen, die das Wochenende über 
auf den Straßen waren, als Chaoten zu diffamieren. 
Die Wut und die Gewalt jedoch waren keineswegs 
chaotisch, richteten sich an den vergangenen drei 
Tagen ausschließlich gegen Neubauprojekte und 
Bullenschweine. Zielgerichtet griffen viele Men- 
schen an diesem Wochenende diejenigen an, die 
sich in den Dienst der Reichen und Besitzenden 
stellen, deren Eigentum schützen und ein Leben in 
Würde für alle verhindern. Sollte es dennoch Leute 
geben, deren Autos, Häuser oder Fahrräder im Zuge 
der Auseinandersetzungen zu Schaden gekommen 
sind, werden sich hoffentlich Wege finden, diesen 
kollektiv zu tragen. 

An dieser Stelle möchten wir aus dem Aufruf für 
die Demonstration „Kämpfe Verbinden“ zitieren: 
„Besonders in Connewitz stehen wir seit Jahren 
einer Verdrängungsstrategie der Stadt gegenüber, 
die anscheinend nicht nur auf Profit, sondern auch 
auf die Spaltung und Verdrängung der sogenannten 
„Szene“ in Connewitz aus ist. War es damals doch 
jene „Szene“, die in den 90er Jahren die Häuser vor 
dem Verfall und dem Abriss bewahrte und eine 
Kunst-, Kultur- und Kneipenlandschaft errichtete, 
die bis heute dazu beiträgt, dass das Viertel eines 
der attraktivsten der Stadt geworden ist. Und das 
nicht nur für sogenannte „Alternative“, sondern 
auch für viele junge Familien. So können die 
Menschen, die in den 90er Jahren hier im Viertel, 
auch im Kampf gegen den Staat, einen Schutzraum 
gegen den alltäglichen Naziterror durchsetzten, 
heute ihre Miete im hippen Connewitz nicht mehr 
bezahlen. (...) Wenn also Baustellen angegriffen 
werden, neue Häuser mit Farbe beschmiert werden, 
dann sehen wir darin nicht das Werk von 
gelangweilten Chaot*innen, sondern ein letztes 
verzweifeltes Aufbäumen all derjenigen, die sich 
nicht kampflos aus ihrem Kiez verdrängen lassen 
wollen. “ 

Das Ziel Wohnraum für alle zu organisieren und 
eine Stadt von aufzubauen wird 
Verhandlungen, Mietpreisbremsen, Milieuschutz- 
satzungen oder großangelegten Enteignungskam- 


unten mit 


pagnen (die eigentlich keine sind) nicht erreicht 
werden. Die Interessen des Kapitals werden vom 
bürgerlichen Staat immer über Menschenleben 
gestellt werden. Daran liegt es auch, dass in Leipzig 
trotz aller leeren Worte und Verständnisbe- 
kundungen keine der herrschenden Parteien sich 
ernsthaft dafür einsetzt, dass Wohnraum bezahlbar 
bleibt bzw. wieder wird. Schließlich handelt es sich 
hierbei um einen rentablen und krisenresistenten 
Markt. In den letzten Jahren gab es vor allem in 
Großstädten nicht nur eine massive Entwicklung 
von Kapitalakkumulation, die dazu führte, dass nur 
noch wenige Menschen über das Glück verfügen 
die eigenen vier Wände selbst zu besitzen und somit 
die meisten ihr Leben lang in Abhängigkeit zu 
Vermietern und dem Mietmarkt stehen müssen. Es 
gab vielmehr auch eine Zunahme von Menschen, 
die ihre Wohnungen aufgrund von Entmietung oder 
Abhängigkeit vom Arbeitsamt verloren haben oder 
aufgrund der Ausländerbehörde und der rassis- 
tischen Gesetzgebung nicht mal mehr überhaupt 
eine Wohnung bekommen können. 

Auch die Geschichte zeigt, dass sich auf dem 
Immobilienmarkt mit dem Wohnraum der ärmeren 
Bevölkerungsschichten und deren Verschuldungen 
gut spekulieren lässt, siehe die Finanzkrise 2008. 
Und dass sich mit dem Bau von Luxuswohnungen 
und den Aufwertungen von Stadtvierteln nicht nur 
viel Geld verdienen lässt, sondern damit auch 
politische Macht und Einflussnahme einhergeht. 
Die großen Immobilienfirmen bestimmen letztlich, 
wie unsere Städte aussehen werden, wer wo Wohn- 
raum bekommt und wer hinten runter fällt. Lehnen 
wir uns nicht gegen dieses Gesamtsystem auf, wird 
es immer nur eine Lösung für wenige geben. Unsere 
Wehrhaftigkeit ergibt sich daher aus einer 
Organisierung in den Nachbar*innenschaften, aus 
der staatsfernen Organisation von Solidarität und 
gegenseitiger Hilfe und aus dem Widerstand, den 
wir dem kapitalistischen System und dem 
erstarkenden faschistischen Kräften entgegensetzen. 
Auch abseits der Wohnraumdebatte und der sich 
dadurch zuspitzenden gesellschaftlichen Verhält- 
nisse in Leipzig, gibt es viele Dinge, die uns bewe- 
gen und die unsere Wut fördern. In Berlin sind viele 
linke Projekte räumungsbedroht. Vor Jahren er- 
kämpft, sollen sie nun der Neuerfindung einer 
reichen Hauptstadt weichen. In Sachsen gewinnen 
faschistische Kräfte an Einfluss, faschistoide Par- 
teien an Zulauf und rechte Inhalte an Zuspruch. 
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Dass Menschen aufgrund von unveränderbaren 
Merkmalen oder sozialem Background von Faschis- 
ten angegriffen werden, ist an der Tagesordnung. 
Dass Nazis zu tausenden mit besorgten Bürgern 
marschieren, seit Pegida keine Seltenheit mehr. 
Dass aus staatlichen Behörden Waffen an rechte 
Gruppen gelangen oder faschistische Terror- 
netzwerke vom Verfassungsschutz oder den Bullen 
geschützt oder sogar personell unterstützt werden, 
ein offenes Geheimnis. 

Connewitz oder Leipzig scheint in Sachsen eine 
antifaschistische Bastion zu sein, doch auch diese 
wurde und wird sich permanent erkämpft. In den 
letzten Jahren und vor allem in diesem Jahr findet 
ein repressiver Sturm auf Antifaschist*innen statt, 
so zeigen es z.B. die martialischen Hausdurch- 
suchungen vom vergangenen Juni. Auch andere 
linke Politikfelder sind im Fokus der Repressions- 
behörden, ein neues 129a-Verfahren trifft Genoss*- 
innen in Frankfurt am Main und gerade letzte 
Woche fanden bundesweit 27 Hausdurchsuchungen, 
wegen eines 129-Verfahrens gegen den Roten 
Aufbau statt. Der Staat versucht momentan massiv 
linke Kräfte und Kontexte anzugreifen und zu 
zerschlagen. Auch weltweit beobachten wir eine 
Erstarkung des Faschismus und des unbeschränkten 
Herrschaftswillen des Neoliberalismus, der gerade 
durch die grassierende Pandemie sein wahres 
Wesen noch klarer zeigt. 

Doch in den letzten Jahren entstanden weltweit 
Rebellionen gegen die Herrschaft des Kapitalismus 
und die herrschenden Klassen der Welt. Der 
revolutionäre Aufbruch in Chile gegen die neo- 
liberale Politik, getragen von den unteren Schichten 
der Gesellschaft mit einer starken indigenen und 
feministischen Vertretung geben Hoffnung darauf, 
dass auf der Straße ein System gestürzt werden 
kann. Doch musste sich auch diese Bewegung 
aufgrund der Pandemie erst mal auf den Eigen- 
schutz und den der Communities konzentrieren. 
Denn die meisten Opfer des Virus, nicht nur dort, 
sind die ärmsten der Gesellschaft, die aufgrund der 
Privatisierung des Gesundheitswesens keine aus- 
reichende Versorgung erhalten. 

In Belarus gehen seit Wochen Menschen auf die 
Straße und greifen eine Diktatur an, die für ihren 
Machterhalt tausende Menschen einsperren lässt 
und scharf auf Demonstrierende schießt. In den 
USA hat sich ein sozialer Konflikt zugespitzt, der 


seit Jahrzehnten immer wieder hoch kocht. 


Schwarze Communities, indigene Communities und in den letzten Monaten zu beklagen hat, erschossen, 
auch weiße Antifaschist*innen wehren sich gegen überfahren oder erschlagen durch die Bullen- 
die strukturelle Ermordung von POC’s durch die schweine oder faschistische Milizen, geht der 
Polizei. Sie kämpfen gegen den rassistischen Konflikt noch intensiver weiter. Ein Wind weht 
Normalzustand und destabilisieren ein politisches durch die Welt und die Zeichen stehen auf Sturm. 
System, welches seit jeher von der weißen poli- Wir müssen kämpfen, müssen Widerstand leisten! 
tischen Elite getragen wird. Die nun schon Monate Nicht zu handeln, heißt die Zustände zu befür- 
andauernden Unruhen breiteten sich rasant über das worten oder zu kapitulieren! 

ganze Land und auch international aus. Trotz oder Lesa] 

gerade wegen der vielen Opfer, die die Bewegung Jede Räumung hat ihren Preis! 


Sport gegen die Städte der Reichen 


Auf Grund der ausführlichen Chronik sportlicher Aktivitäten in Interim 815 möchten wir an dieser Stelle nur 


noch ergänzen und hinzufügen: 


31.07. [Karlsruhe]: Feuer an drei Fahrzeugen von „Big Security“ und Jaguars vor Autohaus gelegt: „Mili 
tanzt für Liebig: The big.ger they get, the brighter they burn! In unseren Städten kämpfen wir zunehmend um 
Raum. Während Überwachung, Ausgrenzung, Verdrängung und Privatisierung stattfinden, gilt es (Frei-)- 
Räume zu schaffen und zu verteidigen. Wir schauen daher nicht tatenlos zu, sondern organisieren uns und 


greifen an. [...]“ 


31.07. [Leipzig]: „Porsche in Brand gesetzt — Solidarität mit den bedrohten Projekten 
[...] Trotz der lauen Sommernächte (die wir auch weiter für Aktionen nutzen sollten), zieht euch warm an, 


Bonzen, Bullen und sonstige Profiteure der kapitalistischen Ausbeutung! 
Wir werden euch weiterhin auch da besuchen, wo ihr euch sicher fühlt. Verpisst euch aus der Stadt! 


Solidarität mit Potse, L34, Meuterei, Syndikat, R94, etc.!“ 


Anfang August [Berlin]: „anfang der woche wurde der sich aktuell im verkauf befindliche neubaukomplex 
„charlottenburg no.1“ der „ziegert bank- und immobilienconsulting gmbh“ mit reichlich farbe heimgesucht. 
vier mit farbe befüllte feuerlöscher und ein graffiti am spreeufer sind das resultat eines rechercheausflugs an 


den kudamm*.“ 
12.08. [Bremen]: Fahrzeug einer Immobilienfirma entglast 
20.08. [Berlin]: Glasbruch bei Luxus-Möbelgeschäft 


24.08. [Berlin]: Ein bisschen Farbe gegen CG-Gruppe in Rigaer Straße: „In der Nacht vom 24.08. auf den 
25.08.2020 fand eine Aktion gegen das Bauprojekt Carre Sama-Riga in der Rigaer Straße in Friedrichshain 
statt zur Unterstützung der bedrohten Hausprojekte in Berlin. Die Fassade wurde mit bunten Farben markiert 
um zu zeigen, wie vielfältig unser Widerstand gegen die Verdrängung und den Ausverkauf unserer Stadt sein 
kann. Die CG-Gruppe ist uns wegen zahlreicher Investitionen und Riesenkonstruktionen bekannt: 
katastrophalen Konsequenzen für die Mietpreise und unser Leben. Der Kampf gegen die Gentrifizierung und 
die Umstrukturierung muss praktisch sein! Der Kiez sind wir. Nicht die Spekulant_Innen!“ 


August [Berlin]: Farbe gegen Bundeswehr-Werbeagentur „Crossmedia“ in Berlin-Kreuzberg 


Anfang September [Berlin]: Ein bisschen MEHR Farbe gegen CG Gruppe in Rigaer Straße — 
Spekulationsobjekt Sama-Riga erneut mit Farbe markriert 


03.09. [Leipzig]: Glasbruch bei Immobilienagentur im Anschluss der aufgelösten TagX +1 Sponti 
bezügliche der Räumung der Luwi 71 


L2 


05.09. [Leipzig]: Bullenkarre abgefackelt. In Solidarität mit den Gefangenen vom Wochenende der Sozialen 


Kampfbaustelle Leipzig 


07.-13.09. [Berlin]: Farbliche Verschönerung der SPD-Zentrale 


08.09. [Dresden]: Glasbruch bei Hausverwaltung „Berlin Haus“: „[...] auch diese hausverwaltung ist eines 
dieser wunderbaren unternehmen die mit dem grundbedürfnis wohnen ihr geld macht. das nächste mal 
kommen wir zur enteignung auch in dresden. den glasbruch widmen wir dem anarcha-queer feministischen 
hausprojekt liebig34 das seit dem ende ihres mietvertrages um die existenz kämpft! [...]“ 


10.09. [Dresden]: Feuertod für Vonovia-Karre 


10.09. [Berlin]: Intervention bei Wohnungsbaufirma Stadt-und-Land: „Erst haben wir gut sichtbar L34 
LEBT! an einige Scheiben ihres Büros geschrieben und im Anschluss ihr davor geparktes Auto mit Farbe 
verschönert. Zu guter Letzt, um den Nicht-Meldungen im Bullenticker und -presse der letzten Monate 
wenigstens etwas entgegen zusetzen, haben wir 400 Flyer in der direkten Nachbarschaft verteilt.“ 


11.09. [Berlin]: Padovicz-Neubau mit Farbe verschönert und einige Schreiben entglast 


14.09. [Hamburg]: Sponti mit Glasbruch und Sachschaden in Solidarität mit der Liebig34 


Sportliches Allerlei 


27.08. [Berlin] 

Angriff auf Botschaft von Belarus: 

„„Brot, Salz, Land und Freiheit“ ist derzeit in den 
Straßen von ganz Belarus zu hören. Überall strömen 
seit dem 9. August die Menschen und unsere 
Freundinnen auf die Straße. Ungewohnt für ein 
Land wo AktivistInnen nicht mehr auffindbar sind, 
gefoltert werden oder drakonische Haftstrafen je- 
slichen Gedanken an eine andere Welt unterdrücken 
soll. Doch die Bevölkerung sucht nach Alternativen 
und unsere GefährtInnen sind dabei mittendrin: 

«We should not forget that anarchists are against not 
only this presidential election, but against any 
president in general. The Belarusian people have 
long known that power corrupts everyone. 
Lukashenko may be replaced by an opposition 
politician, who will keep power in the country and 
continue repression against his own population. We 
must rise up not to get a new president, but to live 
without presidents. Decentralization of power 
should be a key factor in the transition from 
dictatorship to a free society.” 

l...] Während der Verrückte aus Belarus, selbst- 
ernannter Präsident, seinen mörderischen Bullen- 
einheiten gratuliert und symbolträchtig mit einer 
Kalaschnikov durch Minsk läuft, gehen die Streiks 
und Angriffe auf diese Einheiten weiter. Die Angst 
muss tief sitzen vor dem Verlust der Macht, so ließ 
er das Internet abstellen, schickte das Militär zur 
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Bekämpfung der Demos und seine ganze Familie 
lief bewaffnet durch die Straßen. 

Auch in Berlin verfolgen wir die Ereignisse und 
ließen uns von dem Angriff auf die belarussische 
Botschaft in Paris inspirieren. [...] Wir senden 
unseren anarchistischen FreundInnen und all den 
anderen Rebelllnnen auf der Straße unsere Grüße 
und Kraft und folgen dabei dem Aufruf nach inter- 
nationaler Solidarität: “Support from the outside 
inspires not only the hearts of anarchists, but also 
the hearts of everyone on the street.” [...]“ 


29.08. [Leipzig]: 

WISAG-Karre abgebrannt: „WISAG profitiert mit 
seinen vielen Tochterfirmen — teilweise direkt, teil- 
weise indirekt — von Unterdrückung, Ausbeutung 
und Repression; z.B.: Zeit- und Leiharbeit in der 
Reinigungsbranche, Security an Flughäfen, eftc. 
(nicht zu vergessen, die Beteiligung an Fahrkarten- 
kontrollen der BVG in Berlin). Gründe genug also, 
um Firmeneigentum zu zerstören.“ 


14.09. [Bremen] 

Farbangriffe auf Parteibüros 

in Bremer Innenstadt: 

„L...] griff eine autonome Gruppe die Zentralen der 
rechten, konservativen und neoliberalen Parteien 
(CDU, FDP, SPD, Bü. 90, die Grünen) mit Sprüh- 
farbe und Farbbeuteln an, um auf ihr Versagen in 


der Füchtlingspolitik im Allgemeinen und ihre 
Untätigkeit im Hinblick auf die Situation in Moria 
im Speziellen aufmerksam zu machen. Die AfD 
konnte mangels eines Öffentlichen Parteibüros in 
Bremen (noch) nicht angegriffen werden, was von 
den Aktivist*innen sehr bedauert wird. An den Par- 
teizentralen stehen nun die Schriftzüge "Evacuate 


Moria", "No Fortress Europe" und weitere Symbole 
der politischen Freiheit. Aktivistin Anna sagt dazu: 
"Wir haben die Parteien dort getroffen, wo es ihnen 
am meisten weh tut: in ihrem Öffentlichkeitsbild. 
Wer sich jetzt beschwert, zeigt nur die Heuchelei 
der politischen Landschaft in Deutschland". [...]“ 


Eine Partei ohne Raum - Ein paar Gedanken zur Kampagne 


"Kein Raum der AfD" 


Bereits seit mehr als einem Jahr versucht die AfD 
einen Landesparteitag in Berlin durchzuführen - und 
scheitert jedes Mal. Mehrfach musste sie Parteitage 
wieder absagen, nachdem Einladungen bereits ver- 
schickt waren. Die Mietverträge für die geplanten 
Räume wurden gekündigt oder sie fand gar nicht 
erst einen Ort. In ihrer Verzweifelung versuchte der 
Berliner Landesverband bereits nach Brandenburg 
auszuweichen - und scheiterte auch dort. Auch das 
Einschleichen in Räume des Bezirkes, das Betteln 
beim Senat und verzweifelte Klagen gegen alle 
möglichen Akteure hielfen nichts: Kein Raum der 
AfD! Und ohne Raum auch kein Parteitag. 


So langsam aber sicher wird es unangenehm - 
für die AfD 


Mehr als ein Jahr ohne Parteitag hat der AfD sicht- 
bar zu gesetzt. Seit mehreren Rücktritten im Mai 
2019 war das Schiedsgericht der Partei handlungs- 
unfähig. Ende des Jahres setzte der AfD-Bundes- 
vorstand dann ein Notschiedsgericht ein, dass bei 
einem Teil der Mitglieder über entsprechend wenig 
Vertrauen verfügt. 


Dieser Schritt war nötig geworden, da die Partei 
mittlerweile auch über keinen regulären Vorstand 
mehr verfügte. Die Satzung der Partei sieht strikte 
Fristen vor, bis wann ein Vorstand neu gewählt sein 
muss. Doof nur, wenn diese Wahl durch fehlende 
Räume für einen Parteitag nicht durchgeführt wer- 
den kann. So brauchte die Berliner AfD dringend 
ein Schiedsgericht, um einen Notvorstand zu be- 
rufen. 


Mittlerweile brodelte es an der Basis mehr und 
mehr. Gerüchte wurden laut, dass der Vorstand die 
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Parteitage mit Absicht verhindere, um sich an der 
Macht zu halten. Als im Januar auch der nächste 
Versuch einen Parteitag durchzuführen, krachend 
scheiterte, blieb dem Landesvorsitzenden Georg 
Pazderski nur noch der Rücktritt. Auch die Autorität 
seines Nachfolgers Nicolaus Fest ist bescheiden. 
Kaum verwunderlich, wurde er doch nie gewählt. 


Mensch könnte annehmen, die Parte würde ange- 
sichts der Probleme zusammen rücken. Nicht so die 
Berliner AfD. Ganz im Gegenteil nehmen die 
internen Konflikte zu und werden durch die 
Entwicklungen auf Bundesebene (Auflösung des 
Flügel, Ausschluss von Kalbitz) noch verstärkt. 


Auf Berliner Ebene kanalisieren sich die Spann- 
ungen derzeit vor allem um die Frage, ob der 
nächste Parteitag offen für alle Mitglieder sein muss 
oder ob angesichts der Raumprobleme auch ein 
Deligiertenparteitag okay ist. Eine Fraktion um 
Andreas Wild fährt offene Angriffe auf den Not- 
vorstand und sammelt Unterschriften für einen Mit- 
gliederparteitag. Der Notvorstand wehrt sich in 
parteiinternen Rundschreiben und beteuert wie 
schwierig es sei, einen Raum zu finden. 


Corona hat die Situation für die Partei noch 
verschlimmert. Schon vor Corona hat sie es nicht 
geschafft, einen ausreichend großen Raum zu fin- 
den. Mit den gültigen Abstands- und Hygieneregeln 
schrumpfen die Optionen noch einmal deutlich. 
Keine guten Aussichten für die Partei, um "in den 
nächsten 9 Monaten mindestens vier, möglicher- 
weise sogar fünf Parteitage hinzubekommen", wie 
es laut einem Schreiben des Notvorstand an die 
Mitglieder notwendig ist. 


Wie konnte es soweit kommen? 


Schöne Aussichten für Antifaschist*innen nicht 
wahr? Zeit sich entspannt zurückzulehnen, eine 
Packung Popcorn zu öffnen und zu genießen, wie 
sich die AfD selbst zerlegt? 


Keine Frage: die Situation ist rosig. Als die AfD 
2016 mit fast 15 Prozent ins Abgeordnetenhaus 
einzog, hatte wohl niemand gedacht, dass sie vier 
Jahre später in Berlin strukturell so beschissen da 
stehen würde. Das feiern wir gerne. Mit dem 
Zurücklehnen haben wir aber ein Problem. 


Die aktuelle Situation wurde uns nicht geschenkt. 
Sie ist weder vom Himmel gefallen noch ein Resul- 
tat der Inkompetenz der AfD. Sie ist das Resultat 
mühevoller Arbeit hunderter Antifaschist*innen in 
Berlin und bundesweit. 


Rückblende: Der Aufstieg der AfD 
und die Debatten in der Antifa 


Die anfängliche Hoffnung, dass sich die AfD 
ebenso wie die lange Liste rechter Parteigründungen 
vor ihr (Republikaner, Bund freier Bürger, Schill- 
partei, Die Freiheit etc.) selbst zerlegen und nach 
kurzer Zeit wieder in der Bedeutungslosigkeit 
verschwinden würde, verflog schnell. Wahl nach 
Wahl zog sie in ein Landesparlament nach dem 
anderen ein. Und schließlich 2017 auch in den 
Bundestag. 


Auch Flügelkämpfe, an denen die meisten ihrer 
Vorgänger gescheitert waren, schienen ihr nichts 
anzuhaben. Selbst die öffentlichkeitswirksame Ab- 
spaltung eine Fraktion um das Gründungsmitglied 
Bernd Lucke stoppte den Höhenflug der AfD nicht. 


Die antifaschistische Bewegung schien überfordert - 
uns eingeschlossen. Bisher hatten wir uns an 
neonazistischen Kleinstparteien und lokalen Kam- 
eradschaften abgearbeitet, die selten über mehr als 
eine handvoll AktivistInnen verfügten. Spätestens 
seit dem "Aufstand der Anständigen" waren sie 
(zumindest offiziell) gesellschaftlich geächtet. 
Zunehmend engagierte sich auch "die Zivilgesell- 
schaft" ernsthaft gegen Nazis. Der gesellschaftliche 
Einfluss der extremen Rechten war bis auf einige 
wenige ländliche Regionen marginal. 
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In Berlin selbst hatten wir die Nazis mit Schöne- 
weide auch aus dem letzten "Nazikiez" vertrieben. 
Die Nazikneipe "Zum Henker", um die sich eine 
"braune Straße" gebildet hatte, musste Anfang 2014 
schließen. Die Situation in Lichtenberg hatte sich 
bereits Jahre zuvor entspannt. Die rassistischen 
Mobilisierungen im Zuge der Migrationswelle 2015 
waren noch nicht absehbar. 


Wie sollten wir unsere Erfahrungen aus den bisher- 
igen antifaschistischen Kämpfen auf die AfD über- 
tragen? Auf der einen Seite neonazistische Splitter- 
gruppen, auf der anderen Seite eine Partei, die bei 
der Abgeordnetenhauswahl fast 15 Prozent der 
Stimmen bekam. Machen unsere bisherigen 
Aktionsformen gegen die AfD überhaupt noch 
Sinn? Was bringt ein Outing, wenn mehr als jeder 
Zehnte die Person wählen würde? Ist Militanz noch 
vertretbar, wenn sie sich nicht gegen klassische 
Nazis sondern bürgerliche RassistInnen und 
SozialchauvistInnen richtet? 


Von allen Seiten hörten wir, dass klassische Antifa 
gegen die AfD nicht funktionieren würde. Militanz 
sei nicht vermittelbar. Mit einem konfrontativen 
Auftreten erreiche mensch niemand. Und Outings 
wären quasi Wahlwerbung. Stattdessen wurde auf 
immer breitere Bündnisse gesetzt (Stichwort "Auf- 
stehen gegen Rassismus") und versucht die AfD 
durch Aufklärung zu entzaubern. Auch von 
Genoss*innen, die sich vor kurzem noch zur Auto- 
nomen Antifa gezählt hatten. 


Und natürlich gab es auch jene, die uns erklärten, 
das beste Mittel gegen AfD, Faschismus und 
sowieso alles sei Klassenkampf. Mag ja stimmen. 
Langfristig. Wir sind aber im Hier und Jetzt mit 
einer erstarkenden Rechten konfroniert. Und wir 
haben wohl zu wenig Gott- ähh Revolutions- 
vertrauen, dass das schon alles irgendwie gut 
ausgeht und wir uns auf den langfristigen Aufbau 
einer revolutionären Perspektive konzentrieren 
können statt zunächst die FaschistInnen in die 
Schranken zu weisen. 


Andere blieben realitätsnäher. Sie hofften poten- 
tielle AfD-WählerInnen durch Aufklärung über die 
neoliberalen Ideen im AfD-Programm davon zu 
überzeugen, dass das alles gegen ihre eigentlichen 
Interessen ginge. Eine schöne Idee. Funktioniert hat 


es aber leider nicht. So zumindest unsere Ein- 
schätzung. 


Zum Glück hielten einige Antifaschist*innen allen 
unken rufen zum Trotz an ihrer bisherigen Praxis 
fest und wandten sie gegen die AfD. 


Die Kampagne "Kein Raum der AfD" 


Bereits unmittelbar nach Gründung der AfD 
nahmen militante Antifa-Strukturen jene Räume ins 
Visier, in denen sich die Partei treffen und Veran- 
staltungen durchführen kann. Anwohner*innen 
wurden über die rechten Verstrickungen informiert, 
Kundgebungen und Demos organisiert, Veran- 
staltungen blockiert und die ein oder andere Scheibe 
eingeworfen. 


Diese Aktionen knüpften an die jahrzehntelange 
Erfahrungen im Kampf gegen Naziläden und - 
kneipen an. Immer wieder hatte sich gezeigt, dass 
solche Räume für Nazis essentiell ist. Um sie herum 
bildeten sich Angsträume. An den Kneipentischen 
entstanden neue Seilschaften und Gruppen. Von 
ihnen gingen Aktionen aus. Mussten die Kneipen 
und Läden nach antifaschistischen Interventionen 
schließen, schwächte dies die Nazis erheblich. 
Warum sollte das nicht auch bei der AfD funk- 
tionieren? 


Ein im Vorfeld der Bundestagswahl 2017 ver- 
öffentlichter Aufruf zur Kampagne! fasst die Idee 
zusammen: 


"Räume für Veranstaltungen sind die Achillesferse 
der AfD. (...) So bleibt sie für Stammtische, Wahl- 
kampfveranstaltungen, Mitgliederversammlungen 
und Parteitage auf externe Vermieter*innen ange- 


Sport (gegen die AfD) 


wiesen. Gleichzeitig wird es für die Partei immer 
schwieriger Leute zu finden, die bereit sind ihnen 
Räume zu vermieten. (...) Die meist internen 
Veranstaltungen sind für die AfD keineswegs 
unbedeutendes Brimborium. Regelmäßige Mit- 
gliederversammlungen und Parteitage schreibt 
ihnen bereits das Parteiengesetz vor. Doch viel be- 
deutender ist: sie braucht diese Veranstaltungen, um 
den Laden zusammen zu halten." 


Daran war die Hoffnung geknüpft etwas ändern zu 
können: 


"Wir als Antifaschist*innen sollten angesichts 
dieser Entwicklung nicht den Kopf in den Sand 
stecken. Nicht nur, weil Widerstand gegen die AfD 
notwendig ist, sondern gerade auch, weil unser 
Engagement einen Unterschied machen kann. Ob 
die AfD in 10 Jahren fest im Parteiensystem 
etabliert ist oder zur unbedeutenden Splitterpartei 
verkommen ist (...) steht keineswegs fest. Wir 


können daran mitwirken, dass letzteres wahr- 
scheinlicher wird." 


Die Welt titelte letztes Jahr: "Wer die AfD bewirtet, 


muss mit Glasbruch rechnen"? Sorgen wir dafür, 
dass es so bleibt! 


Einige militante Antifaschist*innen, die die Parole 
„Kein Raum der AfD“ noch wörtlich nehmen 


[1] Die Bundestagswahl ist zwar schon ein paar Jahre her, der 
Aufruf hat I aNseNen Augen aber wenig an Aktualität verloren. 
Ihr findet ihn hier: http‘/keinraumderafd.blogsport.eu/kein- 
raum-der-afd/ 


[2] | Siehe https //antifa-berlin.info/news/1574-wer-die-afd- 
bewirtet-muss-mit-glasbruch-rechnen 


Bereits in der letzten Ausgabe (#815) wurde kurz und knapp auf vergangene Aktionen gegen die AfD 
eingegangen, die an dieser Stelle nochmal ausführlicher dokumentiert und weitere sportliche Aktionen (auch 


außerhalb Berlins) ergänzt werden. 


August 2020 


Farbe gegen AfD-Treffpunkt: Hotel/Restaurant „Novi Sad“: „Am U-Bhf. Rudow befindet sich eine der 
wichtigsten Locations für die Vernetzung von organisierten Schlägernazis und AnzugträgerInnen. Das Hotel/ 
Restaurant „Novi Sad“ an der Ecke Waltersdorfer Chaussee/ Schönefelder Straße wurde schon mehrfach 


freundlichst darauf hingewiesen, bitte keinen faschistischen Veranstaltungen mehr Raum zu bieten. Bisher 
ohne Erfolg bei der Wirtin Milka Sandara. Der Forderung haben wir nun Nachdruck verliehen.“ 


Glasbruch bei AfD-Treffpunkt: Casino am Zwickauer Damm: „Das Casino am Zwickauer Damm ist einer 
dieser ganz besonders magischen Orte in Neukoelln. Hier werden Nazis aller Couleur, von Schreibtischtaeter 
bis Brandstifter noch hoechstpersoenlich vom Wirt verkoestigt. Seit 2017 stehen der Neukoellner AfD hier 
die Pforten weit offen. Nur gut, dass sich letzte Woche ein paar Antifaschist:innen die Zeit genommen haben, 
diesem Scheissladen einen Besuch abzustatten. Dabei wurde der Eingang in ein schoenes kackbraun gefaerbt 
und als Finish saemtliche Scheiben und Tueren entglast. Ein herzliches >Fickt euch< an die Betreiber des 
Lokals. Fuer ein offensives Neukoelln.“ 


Für eine autofreie Stadt: Karre von AfD-Sprecher Ronald Gläser abgefackelt. 


Aulsenfassadengestaltung am Wohnhaus vom Neuköllner AfD-Schatzmeister Heinrich Bodden: „Heinrich 
Bodden scheint tagsüber einer normalen Arbeit nachzugehen. Laut einer kurzen Internetrecherche ist er 
Inhaber der Heinrich Bodden Malermeister GmbH, mit Sitz in der Bundesallee 220, 10719 Berlin. 
(Anmerkung: Ob es sich beim Firmeninhaber um denselben Heinrich Bodden handelt, konnten wir nicht 
endgültig verifizieren. Aus sozial isolierten Problembezirken wie Charlottenburg-Wilmersdorf halten wir uns 
lieber fern. Wir sind uns aber trotzdem ziemlich sicher, findet man doch auf dem Twitter-Account des 
Malerbetriebs einen Tweet von 2016, in dem der Inhaber seine Sorge um unsere Kinder und Wut auf Angela 
Merkel ausdrückt. Danke für den Hinweis!) 


September 2020 
Farbe gegen AfD-Wahlkreis-Büro von Stephan Brandner in Erfurt 


Außenfassadengestaltung in Wuppertal am Arbeitsplatz von Kommunalpolitiker Wolf Garweg 


Nicht Teil der AfD, aber nicht weniger ein Stein im Weg zu einer befreiten Gesellschaft: „In der Nacht auf 
Montag wurde ein Auto in der Dresdner Neustadt beschädigt, wie die Polizei heute mitteilte. Es soll sich 
dabei um das Fahrzeug des extrem rechten Verlegers Götz Kubitschek gehandelt haben, gab die Polizei 
bekannt. Dabei sollen sowohl die Reifen zerstochen, als auch die Front- und eine Seitenscheiben zerstört 
worden sein. Angaben zur Höhe des Sachschadens liegen bisher nicht vor. Der Staatsschutz hat die 
Ermittlungen übernommen. 

Götz Kubitschek ist einer der bekanntesten Vertreter der sogenannten Neuen Rechten. Auf seinen Rittergut in 
Schnellroda werden immer wieder Schulungen für rechte Akteur:innen veranstaltet. Darüber hinaus 
publiziert der 50jährige Kubitschek in seinem „Antaois Verlag“ Bücher von bekannten Mitgliedern der 
„Identitären Bewegung“ (IB) und bringt selbst die Zeitung „Sezession“ heraus. Neben Kubitschek, der in der 
Vergangenheit immer wieder Redner auf Demonstrationen von PEGIDA war, hat seine Frau Ellen Kositzka 
zusammen mit der rechten Dresdner Buchhändlerin Susanne Dagen ein Youtube-Format, in dem sie unter 
dem Titel „Mit Rechten lesen“ gemeinsam Bücher besprechen. Nicht die einzigen Verbindungen in die Stadt, 
so wohnt eine Tochter zusammen mit ihrem Lebensgefährten und Kind in Dresden. 

Unlängst geriet Kubitscheks „Institut für Staatspolitik“ in die Schlagzeilen, nachdem der Verfassungsschutz 
es als Verdachtsfall eingestuft hatte. Antifaschistische Aktivist:innen und Politikwissenschaftler:innen 
machen schon länger darauf aufmerksam, dass Kubitschek maßgeblicher Berater und Stichwortgeber für 
AfD-Politiker wie Björn Höcke und den mittlerweile von seiner Partei geschassten Andreas Kalbitz ist.“ 
IQuelle: addn.me] 
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Prozessbericht „Die Drei von der Spinne“ 


Am 12.08.2020 fand der Prozess gegen 2 Anti- 
faschisten statt. Der Vorwurf lautet üble Nachrede 
und Verstoß gegen das Kunsturhebergesetz. Ein 
dritter Angeklagter erhielt im März 2020 eine vor- 
läufige Einstellung und wenig später eine Zeugen- 
vorladung für den Gerichtsprozess. Nachdem dem 
Richter im Vorfeld mitgeteilt wurde, dass der 
ehemals Angeklagte keine Aussage tätigen wird, 
wurde er ausgeladen. 

Gemeinsam sollen alle drei im Februar 2017, 
OutingPlakate im Stadtteil Neukölln-Rudow geklebt 
haben. Auf diesen waren unter anderem Tilo 
Paulenz und Sebastian Thom abgebildet, als Nazis 
bezeichnet und ihnen wurde vorgeworfen an der 
momentanen Neuköllner-Anschlagsserie beteiligt 
gewesen zu sein. Im Zuge dessen kam es circa 6 
Monate später zu Hausdurchsungen und nun zu dem 
Gerichtsprozess am Amtsgericht Tiergarten. 


Anmerkungen vor dem Prozess 


Vor dem Gerichtsgebäude wurde eine Kundgebung 
angemeldet, zu der circa 50 solidarische Menschen 
erschienen. Besonders schön war, dass auch Be- 
troffene der faschistischen Anschlagsserie in Neu- 
kölln, den Weg zur Kundgebung gefunden haben. 
Als die ersten Pressevertreter*innen und Prozess- 
beobachter*innen vor der Tür des Saals 370 Platz 
nahmen, kam Frau Jani als Sprecherin der Straf- 
prozesskammer vom Gericht, vor die Tür. Sie 
spielte sich als Managerin des Saals auf und be- 
lehrte einzelne Leute in einem abfälligen Ton. Es 
hatten sich sechs Journalist*innen für den Prozess 
beworben. Sie zählte alle angemeldete Personen ab 
und gab an, dass neben den sechs Presse- 
vertreter*innen lediglich sechs weitere Personen als 
Prozessbeobachter*innen in den Saal dürften. Die 
Anwesenden mussten sich untereinander einigen, 
wer in den Saal darf. Letztendlich wurden dann 
sieben Personen mit nötigem Abstand zueinander 
auf die Zuschauer*innen-Bank gelassen. Weitere 
Beobachter*innen verblieben vor dem Saal. 


Prozesstagseröffnung 


Die Staatsanwaltschaft verliest die Anklageschrift. 
Es handelt sich um einen Vorfall vom 27.02.2017. 
Hier sollen durch die Angeklagten gemeinschaftlich 
Schriften verbreitet wurden sein, die nach & 22, 23 
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Kunsturhebergesetz strafbar seien und auf denen sie 
den Neonazi Sebastian Thom herabgewürdigt hät- 
ten. Gegen 1:52 Uhr sollen an der Ecke Groß- 
Ziethener Chaussee / Waltersdorfer Chaussee / 
Neudecker Weg Plakate gehängt wurden sein mit 
der Aufschrift „Know your enemy — Achtung 
Neonazis“, die willentlich Thom 
Ehrgefühl verletzt hätten. 


in seinem 


Erklärung der Angeklagten und 

Verteidigung 

Die Angeklagten haben anschließend die Möglich- 
keit sich zu den Vorwürfen zu äußern. Beide 
möchten keine Angaben machen. Ein Angeklagter 
kündigt an, eine politische Prozesserklärung vorzu- 
lesen. Er steht dafür auf. Während er mit dem 
Verlesen beginnt, steht Frau Jani ebenfalls auf, läuft 
durch den Saal und öffnet die Tür, um der 
vermeintlichen Unruhe vor dem Saal nachzugehen. 
Danach redet sie laut mit dem Justiz-Angestellten, 
der am Eingang des Saals sitzt. Ein Anwalt der 
Angeklagten weist sie mit einem „Psst“ daraufhin, 
dass es unhöflich ist, die Erklärung des Angeklagten 
mit lautem Gerede zu stören. Danach kehrt vorerst 
Ruhe ein. Während der Verlesung der Prozess- 
erklärung hört Richter Schulz gespannt zu. Die 
Staatsanwaltschaft hingegen wirkt eher genervt. 
Danach meldet sich der Rechtsanwalt eines 
Angeklagten zu Wort. Er betont erneut, dass es hier 
um üble Nachrede & Verstoß gegen das Kunst- 
urhebergesetz zum Nachteil des Neonazis Sebastian 
Thom geht. Er fragt, ob der Staatsanwaltschaft klar 
ist, um wen es hier geht, wer Sebastian Thom ist? 
Die Staatsanwaltschaft setzt sich in der 
Anklageerhebung für einen kriminellen Neonazi 
ein. Die Anklage ist im vollen Bewusstsein über 
Thoms kriminelle Aktivitäten entstanden, denn in 
der Abteilung der Staatsanwaltschaft sind die 
Anzeigen gegen Sebastian Thom bekannt. Die 
Anklage der Staatsanwaltschaft sei allein deshalb 
diffus, weil Thom nicht einmal selbst bei seiner 
Anzeige davon gesprochen habe, dass er in seinem 
Ehrgefühl verletzt worden sei. In diesem Zu- 
sammenhang wird auch auf den Skandal um 
Staatsanwalt Matthias Fenner hingewiesen und 
gefragt, ob deshalb so vehement Anklage erhoben 
wird, weil hier Linke beschuldigt werden? 


Die Fragen des Rechtsanwalts bleiben unbe- 
antwortet. Richter Schulz ruft nun die Zeugen auf. 
Die Zeugen Harloff, Sieg und Reidemeister betreten 
den Saal. Alle Zeugen tragen ihre Dienst-Kleidung. 
Harloff trägt drei Sterne auf seiner Schulter und ein 
Pflaster unter seinem linken Auge. Er ist der 
Einzige, der den Saal ohne Mund-Nasen-Schutz 
betritt. 

Als Erstes wird der Bulle Sieg vernommen. Die 
anderen werden vor den Saal geschickt. 


Zeugenvernehmung Arne Sieg 


Der Zeuge war in der Nacht in zivil eingesetzt und 
will das Plakatekleben beobachtet haben. 

Arne Sieg beschreibt, dass er am besagten Tag eine 
Gruppe junger Menschen gesehen haben will, die 
Plakate klebten. Zwei Personen dieser Gruppen 
seien nach der Ansprache durch ihn und seine 
Kollegen geflüchtet. Bei drei Personen wurden die 
Personalien festgestellt. Auf den Plakaten hätte 
gestanden, dass Leute aus der rechten Szene gesucht 
werden. Sieg gibt an, dass er die Personen, die die 
Plakate geklebt haben, nicht mehr beschreiben oder 
erkennen könne. Er ist der Ansicht, dass die Per- 
sonengruppe arbeitsteilig vorgegangen sei. Zwei 
hätten das Umfeld beobachtet, eine Person hätte die 
Plakate angeklebt. Er erklärt sich das Auschecken 
der Gegend, also die „Umfeldbeobachtung“, damit, 
dass Rudow eine „rechte Hochburg“ für Linke sei. 
Als er und seine Kollegen auf die Personengruppe 
zugegangen seien, hätten diese laut „Nazis 
gerufen. Er glaubt, dass sie von den Personen für 
Neonazis gehalten wurden, weil sie in zivil waren. 
Insgesamt hätte Arne Sieg zwei Plakate entdeckt, 
die geklebt wurden. Außerdem hätten die kon- 
trollierten Personen zwei bis drei Plakate dabei 
gehabt. Die zwei Personen, die die Umgebung 
beobachtet haben, seien weggelaufen, als Sieg und 
seine Kollegen „Polizei!“ riefen. Das hätten sie 
gerufen, nachdem von den Personen „Nazis!“ 
gerufen wurde. Sie wollten sich mit dem „Polizei!“- 
Ruf zu erkennen geben. 

Auf kurze Nachfrage des Richters zu den Plakaten, 
sagt Sieg, dass er und seine Kollegen zwei Plakate 
gefunden und abgemacht hätten. Diese seien mit 
Klebestreifen befestigt gewesen. Eins der Plakate 
hätte er vernichtet. Bei den Angeklagten will er nun 
plötzlich doch keine Plakate mehr gefunden haben. 
Weitere Fragen des Richters zielten auf den genauen 
Ablauf. Wann haben sich die Bullen zu erkennen 
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gegeben und hat Zeuge Sieg gesehen, wer die 
Plakate angebracht hat? 

In der Vernehmung wurde Sieg immer unsicherer. 
Er sprach mittlerweile nicht mehr von 5 sondern nur 
noch von 3 Personen. Er könne sie nicht wieder- 
erkennen und könnte auch nicht mehr sagen, wer in 
der Tatnacht welche Aufgabe ausgeführt hat oder 
wann sie sich als Bullen zu erkennen gegeben 
haben. Ebenso wurde durch sie keine Anzeige ge- 
schrieben, weil sie keine Straftat erkennen konnten. 
Die Anwälte der Angeklagten befragen jetzt den 
Zeugen Sieg zu seiner Dienststelle und warum er 
vor Ort gewesen ist. Sieg sagt, er dürfe nicht sagen 
warum er dort im Einsatz war und das er damals 
beim LKA 62 tätig war sowie das sie (Sieg, Harloff 
& Reidemeister) gemeinsam im Einsatz gewesen 
sind. Er könne sich aber nicht mehr an die Länge 
des Einsatzes erinnern, da er zu dieser Zeit viele 
Nächte dort verbracht habe und die Einsätze meist 
die ganze Nacht durch gingen. 

Zu den Plakaten konnte der Zeuge berichten, dass er 
die abgebildeten Personen erkannt habe, da er im 
Kontext der rechten Szene im Einsatz war. 


Zeugenvernehmung Manfred Harloff 


Am besagten Tag seien sie zu dritt unterwegs ge- 
wesen. Sieg sei aufgefallen, dass mehrere Personen 
Plakate geklebt haben. Sieg hätte ein Plakat 
abgerissen und hätte dann Hilfe gebraucht und 
Unterstützung angefordert. Daraufhin seien er 
(Harloff) und Reidemeister gekommen. Sie hätten 
zusammen die drei Personen überprüft. 

Der Richter stellte einige Fragen zum genauen 
Tathergang. Harloff konnte nicht sehen wieviele 
Personen die Klebe-Gruppe umfasste und auch 
nicht ob Personen geflüchtet sind. Er kann sich 
nicht mehr erinnern wie die Plakate befestigt 
wurden und er gibt an, dass er in dem Moment 
keine Straftat erkannt habe. Er wäre im Leben nicht 
darauf gekommen, so eine Anzeige zu stellen. Ihm 
seien diese Straftatbestände nicht bekannt gewesen. 
Nun erhält die Verteidigung Zeit für Nachfragen. 
Auch Harloff wird gefragt, warum er vor Ort war. 
Er habe dort gearbeitet, könne aber nicht mehr 
sagen, da er dafür eine Aussagegenehmigung be- 
nötige die er nicht hat. Er gibt an, dass er zu dieser 
Zeit beim LKA 6 beschäftigt gewesen sei. 

Auf die Frage, ob noch weitere Beamte im Einsatz 
gewesen sein, antwortete der Zeuge ausweichend. 
Er sagt, dass bestimmt noch mehr vor Ort waren, 


dies jetzt aber nichts zur Sache beiträgt, da er nur 
mit der Plakat-Gruppe zu tun hatte. 

Nach einer kurzen Unterbrechung der Verhandlung 
entscheidet der Richter, dass der letzte Zeuge 
Reidemeister nicht mehr vorgeladen werden muss. 


Plädoyer Staatsanwaltschaft 


Die Staatsanwaltschaft gibt ihr Plädoyer. Sie sagt, 
der Vorwurf gegen die Angeklagten konnte nicht 
bestätigt werden. Niemand hätte gesehen, wer die 
eine Person gewesen sei, die laut dem Zeugen Sieg 
die Plakate geklebt haben soll. Zu einer gemein- 
schaftlichen Tat oder einer psychischen Unte- 
stützung der Tat durch die anderen zwei Personen 
kann nichts gesagt werden bzw. ist die Tat nicht 
schwerwiegend genug. Die Staatsanwaltschaft plä- 
diert dafür, die Angeklagten auf Kosten der Landes- 
kasse freizusprechen. 


Anträge und Erklärung der Verteidigung 


Der Anwalt eines Angeklagten, sagt in seinem 
Plädoyer, dass er es erstaunlich findet, dass die 
Staatsanwaltschaft es ehrverletzend findet, wenn ein 
stadtbekannter Neonazi auch als solcher benannt 
wird. Er verliest eine sehr lange Erklärung mit einer 
Liste über Anschläge im Neukölln-Komplex und 
Vorwürfe zu Thom. 

Weiterhin stellt er einen Antrag auf Ladung vom 
Leiter des Dezernats 53, dem Leiter der Abteilung 
Zwei des Verfassungsschutzes, dem Bullen Pit 
Weber https://recherche030.info/2020/weber/ sowie 
Sebastian Thom. Zudem stellt er einen Antrag, den 
Zentralregister-Auszug von Thom hinzuzuziehen. 
Er verliest Straftaten, die es ab 2006 durch Thom 
gab. | 
Schlussendlich fragt er wie es sein kann, dass 2018 
die Adresse von seinem Mandanten, der heute 
angeklagt ist, auf einer handschriftlichen Namens- 
liste von Sebastian Thom bei einer Razzia gefunden 
wurde? 


Der Anwalt des zweiten Angeklagten gibt an, dass 
es bedenklich ist, dass es Vorwürfe gegen sie als 
Verteidigung gibt, dass sie den ganzen Prozess 
verzögern durch ihre Erklärungen. Weiterhin würde 
aus der beigezogenen Akte über Thom klar, dass die 
Behauptungen auf dem Plakat wahr sind. Um das zu 
untermauern, wird der Antrag gestellt, aus der 
Beiakte von Thom und Paulenz zu zitieren. Dies 
wird folgerichtig auch danach getan. So wurde bei 
einer Razzia bei Thom im Keller u.a. 8 Transparente 
mit Hess-Bezug gefunden. Weiterhin werden 
längere Absätze zum Brandanschlag auf Ferat 
Kocak und seine Familie verlesen und warum Thom 
und Paulenz hierbei Hauptverdächtige sind. Im 
Anschluß wird aus der Beiakte zitiert, dass 
Sebastian Thom seine Wohnverhältnisse verschlei- 
ere. So wohne Thom seit einer Weile in der 
Bäckerstr. 1 bei seiner Partnerin. 


Urteil 


Der Richter spricht die Angeklagten frei. 

Er führt aus, dass der Inhalt des Plakats wahr sei 
(Sebastian Thom ist Neonazi und gewaltbereit). Auf 
die Frage, ob es sich bei Thom auch um eine Person 
handelt, die Mordversuche ausübt möchte der Rich- 
ter an dieser Stelle aber nicht weiter eingehen. 

Er führt aus, dass es Widersprüche bei der Aussage 
des Zeugen Sieg gab. Fest steht, es wurden keine 
Tatmittel bei den Angeklagten gefunden und auch 
nicht gesehen, wie etwas weggeworfen wurde. 
Zudem wurde niemand als der identifiziert, der die 
Plakate geklebt hat. Darauf kann also kein Tat- 
nachweis begründet werden. 

Der Richter sagt außerdem, dass es seiner Meinung 
nach nicht zu einen Verfahren hätte kommen 
müssen. Das sei auch zuvor in verschiedenen 
Ebenen diskutiert worden. Der Freispruch sei nun 
das einzige Richtige. 


Zwei Erklärungen der RAZIMIEZE 


Hurra, Hurra, beim Clemens an der Villa in 
Rheda Wiedenbrück hat es gebrannt.... 


Guten Tag, 
wir die Revolutionären Aktionszellen (RAZ) wenden 
uns mit einer gemeinsamen Aktion der RAZ und der 


Westfälischen Animal Liberation Front (WALF) an 
Sie. 

Nachdem wir zuletzt Brandsätze vor der Bunde- 
sagentur für Arbeit in Nürnberg hiterlassen haben, 
wollen wir nun als unseren, aktuellen Beitrag zur 
organisierten Gegenwehr der revolutionären Linken 


leisten, indem wir der wundervollen „herausragenden 
Persönlichkeit Clemens Tönnies“ einen besonderen 
Gruß hinterlassen. Dies taten wir mit einem feurigen 
Besuch in der Nacht. 

Seit vielen Jahren sorgt Clemens TÖönnies aus dem 
Moorweg 91 für einen Skandal nach dem anderen und 
wird hierzu noch durch politische Vertreter wie 
beispielsweise Siegmar Gabriel noch hofiert und mit 
einem Honorar von 10000 Euro monatlich unterstützt. 
Schon im Jahr 2008 wurde berichtet, dass Tönnies 
seine Mitarbeiter innen auch auf Toiletten und 
Umkleidekabinen flächendeckend mit Videokameras 
überwachen lässt. Nur ein Jahr später hat dieser 


Schmiergeldzahlungen als Betriebsausgaben deklariert 


— was passiert? Nichts! 

Auch wurden 2014 Geldstrafen wegen illegaler Preis- 
absprachen verhängt, jedoch konnten diese nicht ein- 
getrieben werden, da die Tochtergesellschaften recht- 
zeitig von dem Sportschützen TÖnnies rechtzeitig 
liquidiert wurde — was passiert? Nichts! 

Im August 2019 fiels das Schwein Tönnies durch 
rassistische Äußerungen in seiner Funktion des 
Vorstandsvorsitzenden des Bundesligisten Schalke 04 
auf und verzichtete drei Monate auf sein Amt und 
danach wieder vergessen — was passiert? Nichts! 
Zuletzt berichtete die Frauenzeitschrift Emma das von 
den 7.000 Arbeitern ein Drittel Frauen seien, die 
ebenfalls schwere Arbeit am Band leisteten und 
zusätzlich sexuellen Belästigungen und Übergriffen 
von ihren Vorgesetzten ausgesetzt — was passiert? 
Nichts! 

Die überwiegend osteuropäischen Arbeiter innen 
werden trotz des Covid 19-Virus weiterhin auf ekel- 
hafte Art und Weise von TÖnnies ausgebeutet, ver- 
richten einen gefährlichen Knochenjob und müssen 
unter absolut menschenunwürdigen Verhältnissen 
leben. 

Unterirdische Löhne, unsichere Werkverträge und 
keinen Gesundheits- und Arbeitsschutz — das alles ist 
Ausdruck, des Manchesterkapitalismus mit dem 
Tönnies seine Milliarden scheffelt. 

Aber nicht nur die menschlichen Lebewesen, sondern 
auch die tierischen Lebewesen, von mehr als 50 
Millionen allein letztes Jahr in Rheda-Wiedenbrück 
ermordet worden, während der feine Herr Tönnies in 
seinem Büro oder seiner Villa hockt und sich die 
Finger nicht schmutzig macht. Von der Tierquälerei in 
den ganzen Zulieferbetrieben wollen wir erst gar nicht 
anfangen. Auch sind inzwischen sogar 30% des 
deutschen Grundwassers aufgrund der Umwelt- 
belastung durch die Massentierhaltung nicht mehr 
genielsbar. 
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Eines muss man Tönnies lassen: Er behandelt Tiere 
wie Menschen gleich scheiße! Der geneigte Leser mag 
jetzt selbst entscheiden, ob das gut oder schlecht ist. 
Doch es geht nicht nur um Clemens Tönnies, sondern 
genauso um Konzerte, wie die PHW Gruppe, die aller- 
dings auf Geflügel „spezialisiert“ ist. Aber sonst — die 
gleiche Scheiße! Tönnies ist gerade nur die Spitze des 
Eisbergs des kapitalistischen Regimes. 

Wir unterstützen solidarisch die Kampagne „Shut 
down Schweinesystem“ und streben einen inhaltlich- 
praktischen Austausch und eine strukturelle Ver- 
netzung von klandestin-militanten Kernen auf Grund- 
lage einer strategischen Bestimmung an. 

Terroristen, wie Tönnies einer ist, kann Mensch nicht 
mit Wahlen, Unterschriften sammeln, Demos und der- 
gleichen verhindern — diesen muss die Gesellschaft 
den Kampf ansagen und durchführen. 

Unsere ermordete Genossin Ulrike Meinhof erkannte 
schon „Wir glauben, das der Mensch in jeder 
Situation, unter jedem System, in jedem Staat die 
Aufgabe hat, Mensch zu sein und seinen Mitmenschen 
zur Verwirklichung des Menschseins zu helfen.“ 

Wir werden uns nicht der Logik, nicht dem Diktat der 
friedfertigen >demokratischen< Konfliktaustragung 
zugunsten des Kapitals und Arschloches Clemens 
Tönnies folgen 

Es gibt keine humanen Schlachtungen und auch kei- 
nen humanen Kapitalismus! Irmgard Möller erkannte, 
„für alles reaktionäre gilt, das es nicht fällt, wenn man 
es nicht niederschlägt“. 

Für eine militante Plattform — für einen revolutionären 
Aufbauprozess — freie Menschen in freien Verein- 
barungen — für den weltweiten Kampf für die 
Befreiung von Mensch und Tier! 

Wir fordern einen grundlegenden sozialen Wandel hin 
zu einer Gesellschaft, in der Ausbeutung, Unter- 
drückung und soziale Ausschließung aller Menschen 
wie Tiere und die Zerstörung der natürlichen 
Lebensgrundlagen beseitigt sind. 

Unsere Aktion widmen wir unseren GenossInnen im 
Untergrund Burkhard Garweg, Dani Klette, Ernst- 
Volker Staub und Friederike Krabbe, die seit vielen 
Jahrzehnten für unsere gemeinsamen Ziele kämpfen! 


Revolutionäre Aktionszellen (RAZ) 
Kommando „Zelle Hanna und Friederike Krabbe“ 


Abschließend weisen wir darauf hin, dass sich die 
„Militante Zelle“, auch liebevoll MIEZE genannt 
aufgelöst hat und alle Aktivistt_innen der MIEZE jetzt 
volle Aktivist innen der RAZ sind! Hierzu wird es 
noch eine Erklärung in der nächsten Zeit geben. 


Guten Tag, 


Als MilltantE ZellE (MIEZE) als Teil des 
Kollektivs der Revolutuinäre AktionsZellen (RAZ) 
wenden wir uns heute mit Freude an Sie. 

Nachdem die umweltpolitishcen Sprecher*innen der 
Bundestagsfraktionen und alle Innenminister*innen 
der Länder und des Bundes auf unsere Geschenke 
widersprüchlich reagiert haben, jedoch in der der 
Politik nichts verändert haben, erhalten Sie heute 
Post in der Eskalationsstufe 2 von uns — Sie sehen, 
wir halten unsere Versprechen. 

Deswegen haben wir von Samstag auf Sonntag 
Nacht bei der Bundesagentur für Arbeit in Nürnberg 
im Eingangsbereich zwei hübsche Brandsätze der 
Marke „Nobelkarossentod“ hinterlegt. Dies haben 
wir bewusst in der Nacht erledigt, da wir zum 
jetzigen Zeitpunkt Schäden an Menschen vermeiden 
möchten, im Gegensatz zu rechten Gruppierungen 
und Heilpraktikern. 

Uns geht es um Ziele und Verbesserungen für die 
Menschen, die in Deutschland und weltweit leben. 
Hierbei geht es aktuel ausschließlich um 
Institutionen und nicht um einzelne Personen. 

Der „Nobelkarrossentod“ richtet nur Sachschaden 
an, was uns wichtig ist, da wir nach wie vor Zeichen 
setzen wollen. Es ist uns ernst, wir fordern Handeln 
auf politischer Ebene für das Wohl der Menschen 
und nicht das Wohl der Kapitalisten und deren 
Handlanger. 

Ein kleines Feuerchen als deutlichere Warnung 
sollte Reflektieren über das unmenschliche Handeln 
erzeugen als beispielsweise einfache Laufdemos 
und/oder Kundgebungen. 

Durch den Sachschaden ist Ihre Zentrale am 
Montag für einige Stunden außer Kraft gesetzt, was 
hoffentlich eine gewisse Besinnungszeit ermöglicht. 
In dieser Zeit können Sie keine schikanierenden 
Briefe und Bescheide an Menschen in unserem 
Land versenden, die in vielen Fällen erheblich an 
der Existenz (materiell wie auch psychisch) 
Schäden anrichten. Diese sind zweifellos höher als 
ein Eingangsbereich eines Bürogebäudes. 

Nach wie vor haben Menschen unter harten, un- 
menschlichen Regelungen von Arbeitsvermittlung 
und den Hartz IV-Gesetzen zu leiden. 

Obschon es im letzten Jahr ein Gerichtsurteil gegen 
existenzbedrohenden Sanktionen im Bereich des 
ALG II gab, ist der Hartz IV „Regelsatz“ zuwenig 
zum Sterben. Dem 


zum Leben und zuviel 
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ursprünglichen Gedanken, einem/r Arbeitslosen 
eine geringe Leistung zur Sicherung des Lebens- 
unterhalts zu gewähren, damit er/sie so schnell wie 
möglich aus der „Hilfebedürftigkeit“ kommt, stehen 
zuwenig verfügbare, menschenwürdige und lang- 
fristige Arbeitsplätze entgegen, so dass die 
Hilfebedürftigen gezwungen sind, für lange Zeit in 
dem Elend des Existenzminimums zu leben und 
dann auch noch von der Gesellschaft als 
Schmarotzer abgestempelt zu werden. Wie sehr die 
Psyche eines Menschen darunter leidet, mag man 
sich nicht ausmalen, aber genau das sollten Sie mal 
tun, um endlich mal Menschlichkeit in sich selbst 
zu entdecken und dieses Leid zu beenden und den 
Mkenschen ein menschenwürdiges Leben ermög- 
lichen — ganz egal, wie lange er/sie arbeitslos ist 
und aus welchen Gründen. 

Stattdessen werden Menschen in Arbeitsverhältnisse 
gezwungen, die An Würdelosigkeit kaum zu über- 
bieten sind, auch hier ganz egal ob mensch 
körperlich, physisch oder auch moralisch dahzu in 
der Lage, diese Srbeit anzunehmen. Es wird nicht 
gefragt, ob mensch in diesem System überhaupt 
arbeiten möchte und/oder kann, es wird eine perfide 
und subtile Zwangsarbeit eingeführt und durch- 
geführt. 

Gerade auch geflüchtete Menschen werden von 
Arbeitgebern oder Zeitarbeitsfirmen massiv über 
den Tisch gezogen und ausgebeutet, da sich diese 
Menschen nicht mit Arbeitsrecht auskennen und die 
Gerichte null Interesse haben, zu Gunsten der 
Arbeitnehmer*innen — oder wie sollen wir sagen, 
moderne Sklaven? - zu entscheiden. 

Daher braucht es jetzt zündelnde Initiativen, um 
eine großflächige Welle der feurigen Leidenschaft 
aller Menschen der besitzlosen Klasse für ein 
menschenwürdiges Leben zu entfachen. 

Als militante Aktivist*innen der revolutionären 
Linken zielen wir immer noch auf eine praktisch 
erprobte und erfolgreich umgesetzte Konzeption 
militanter Politik. 

Wir sagen, nur dies kann langfristige Erfolge im 
Kampf Klasse gegen Klasse erzielen und dauerhaft 
den Weg zu einer neuen, menschlichen Gesellschaft 
ebnen, in der alle Menschen gemeinsam in Ge- 
rechtigkeit und Frieden leben können — ohne die 
Schikanen einer herrschenden Klasse, die ja erfolg- 
reich vernichtet wurde. 

Hier hilft es nicht, sich auf bürgerlich-parla- 
mentarische oder pseudo-linke Parlamentsscheiße 


und deren Helfershelfer zu verlassen, sondern auf 
den militanten, selbstbestimmten Widerstand jede/r 
einzelenen Betroffenen. 

Auch wir sind immer noch direkt mit den Aus- 
wirkungen des kapitalistischen Unmenschlich- 
keitssysten konfrontiert, wir sehen jeden tag aufs 
Neue, wie Menschen wie Ware in diesem 
kapitalistisch-postfaschischtien Endzeitregime be- 
hamdelt uns ausgebeutet werden — auch uns es so. 
Deshalb kämpfen wir für die Klasse der Besitz- 
losen, und gegen das System, das uns als Ware 
sieht. Denn wir sind keine Ware, wir sind keine 
Arbeiterdrohnen, keine Arbeitsmaschinen, wir sind 
Menschen, fühlende, denkende lebene Individuen 
und wir treten für unser Recht auf Leben, auf 
menschenwürdiges Leben ein — mit allen uns zur 
Verfügung stehenden Mitteln! 

Im Gegensatz zur AfD und anderen Naziwichsern 
sehen wir in Menschen anderer Herkunft eine 
intensive Bereicherung, die uns gleichgestellt sind, 
und daher keine Feinde, sondern Verbündete im 
Klassenkampf sind. 

Wir stehen nicht abseits des Geschehens und ver- 
suche die Welt zu verbessern, sondern wir kämpfen 
aus unserer Klasse heraus und mit unserer Klasse 
dafür, dass die Klassenverhältnisse abgeschafft 
werden und wir in einer herrscherlosen klassen- 
freien Gesellschaft leben können. 

Wir schließen mit einem Zitat unserer Genossin 
Ulrike Meinhof, die vor mehr als 40 Jahren von 
diesem Schweinestaat kaltblütig hingerichtet wurde: 
„Wir glauben, dass der Mensch in jeder Situation, 
unter jedem System, in jedem Staat die Aufgabe hat, 
Mensch zu sein und seinen Mitmenschen zur 
Verwirklichung des Menschseins zu helfen.“ - 
Ulrike Meinhof 

Auch grüßen wir alle politische gefangenen 
Menschen weltweit und senden auch an unsere 
Genoss*innen Ernst-Volker, Dani, Burkhard und 
Frederike und fordern die Einstellung aller 
Verfahren und Suchaktionen nach ihnen, auf dass 
sie endlich friedlich ihr Leben leben können. 

Wir teilen Ihnen hiermit mit, wenn Sie nicht 
handeln, wir weitere Maßnamen ergreifen werden, 
nach oben ist in der Frage der Militanz noch viel 
Spielraum. 

Mit revolutionären Grüßen 


Revolutionäre AktionsZellen (RAZ) vereint mit der 
MilltantE ZellE (MIEZE) 
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Anmerkung: Die Militante Zelle (MIEZE) ist ein 
Kommando der Revolutionären AktionsZellen (RAZ) und 


handelt mit diesen kollektiv und gemeinsam. 


Wir möchten außerdem drauf hinweisen, dass wir nichts 
mit Briefen an muslimische Mitbürger*innen zu tun 
haben, wie einzelne Kritiker bei Indymedia in Hinblick 
auf die Interimausgabe Mai 2020 spekuliert haben. Es 
wundert uns, dass linke Kräfte sich auf veraltete Bullen- 
mitteilungen konzentrieren und längst klar ist, dass das 
Nazischwein nichts mit unseren geschenken zu tun hat. 


3. Okotober: Naziaufmarsch 
in Berlin-Wartenberg 
verhindern 


Quelle: Zwegversenken.noblogs.org 


Den Ill. Weg versenken! 


Die Nazipartei Der III. Weg mobilisiert zu einer 
Demonstration am 3. Oktober in Berlin Hohen- 
schönhausen, nachdem ihre alljährlich wieder- 
kehrende 1. Mai Demonstration Corona-bedingt 
ausgefallen ist. Entgegen ihrer ursprünglichen 
Planung geht es jetzt in die sogenannte „Reichs- 
hauptstadt“ statt nach Erfurt. 


Zu den seit 2015 regelmäßig martialisch 
inszenierten Demonstrationen am 1. Mai (bspw. in 
Plauen und Chemnitz) konnte der III. Weg bis zu 
1000 gewaltbereite Nazis mobilisieren. Seit Juli ruft 
die Neonazipartei jetzt zur Demonstration am „Tag 
der deutschen Einheit“ in Berlin auf. Dann soll 
unter dem Motto „Ein Volk will Zukunft!“ 
marschiert werden und in ihrem Aufruf wird bereits 
die Frage gestellt: „Wird es Blockaden geben?“ 


Wir sagen: „Ja, klar wird es Blockaden geben! 


Seit Ende Mai treiben sich Mitglieder des III. Weg 
auch bei den sogenannten „Corona-Protesten“ in 
Berlin herum, um dort ihre Propaganda zu ver- 
breiten. Auch wurden in diesem Jahr bereits einige 
Male Flugblätter in Reinickendorf, Britz, Treptow- 
Köpenick und Spandau verteilt. Ebenfalls rief der 
III. Weg zur Teilnahme an der „Querdenken“ 
Demonstration in Berlin auf. 

Von den wirren Ideen dieser „Widerständler_innen“ 
unterscheidet sich der III. Weg jedoch in seiner 
extrem rechten Ideologie. Die Nazipartei strebt 
einen „deutschen Sozialismus“ an, welcher den II. 
Weg zwischen Kommunismus und Kapitalismus 
darstellen soll. Die Bezeichnung ist offensichtlich 
nur ein anderer Begriff für Nationalsozialismus. 

Mit der Gründung der Partei 2013 reagierte die 
Naziszene rund um das „Freie Netz Süd“ auf das 
Verbot des Verbands 2013. Dadurch konnten die 
Strukturen der rund 20 im „Freien Netz“ 
organisierten Kamaradschaften erhalten bleiben. 
Mit der Ausnutzung des Parteistatus versuchen die 
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Nazis weiteren Verboten vorzubeugen, was jedoch 
nichts an ihrer menschenverachtenden Gesinnung 
ändert. 

In Berlin hat der III. Weg bereits 2015 einen „Stütz- 
punkt“ gegründet. Dieser rekrutiert sich aus 
ehemaligen Kameradschaftlern der „Kameradschaft 
Tor“, sowie Mitgliedern des „Nationalen Wider- 
stands Berlin“. Dabei ist u.a. Oliver Oeltze, ein ver- 
urteilter Gewalttäter, welcher an dem Angriff auf 
Connewitz 2016 mitbeteiligt war. Das Personen- 
potenzial ist jedoch überschaubar. Deshalb hat der 
Berliner „Stützpunkt“ in der Vergangenheit im 
wesentlichen interne Veranstaltungen und Koop- 
erationen mit den aktiveren Strukturen in Branden- 
burg veranstaltet. Der „Stützpunkt Potsdam/- 
Mittelmark“ wird z.B. von Maik Eminger geleitet, 
der vorallem über seinen in den sogenannten NSU 
verstrickten Zwillingsbruder Andre Eminger be- 
kannt ist, aber nicht weniger gefährlich ist als 
dieser. Neben den Verbindungen in das terrorist- 
ische Milieu des NSU gibt es auch gute Kontakte 
zum ungarischen Blood & Honour Netzwerk. So 
reisen beispielsweise regelmäßig Kader der Partei 
zum SS-Gedenken nach Budapest. Weiterhin be- 
teiligten sich Kader der Partei aktiv am „Kampf der 
Nibelungen“, dem Kampfsportevent der rechts- 
radikalen Szene. 

Die vergangenen bundesweiten Demonstrationen 
des III. Wegs haben gezeigt, dass seine Anhänger_- 
innen reisefreudig sind. Und da es dieses Jahr noch 
kein derartiges Demoevent gab muss am 3. Oktober, 
trotz der relativen Schwäche in Berlin, mit 
mindestens 500 gewaltbereiten Neonazis gerechnet 
werden. 

Der III. Weg ruft am 3. Oktober zu 14 Uhr nach 
Berlin-Hohenschönhausen auf. Wir sind schon vor- 
her da und rufen dazu auf sich dem IH. Weg, mit 
vielfältigen Aktionen und Blockaden am 3. Oktober 
entgegenzustellen. 


Bündnis „3. Weg versenken!“ 
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Ergänzungen zu „Die Drei 
von der Parkbank“ 


Der Vollständigkeit halber möchten wir noch zwei 
Aktionen in Solidarität mit den von Repression 
betroffenen im Parkbankprozess in Hamburg von 
Ende 2019 dokumentieren: 


.. 


[HH] Brennende Herzen lassen sich nicht 
wegschließen - sie schlagen zurück - 

Am 22.10.2019 haben wir in der Einfahrt zum 
Grundstück Tornquiststr. 49 in Hamburg Eims- 
büttel, hier wohnt der Chef der Hamburger Senats- 
kanzlei Jan Pörksen, einen dicken Audi angezündet. 
Es bestand ein ausreichender Sicherheitsabstand 
zum Haus, Menschen waren nicht gefährdet. 


Unsere hungrigen Herzen schlagen schneller, weil 
von Glücksburg bis nach München, von Wuppertal 
bis nach Zwickau, die Festnahme der drei von der 
Parkbank Anfang Juli als Angriff auf militante 
Strukturen in Hamburg und Deutschland begriffen 
und solidarisch beantwortet wurde. Brennende 
Herzen ließen einen Feuerregen prasseln auf Fahr- 
zeuge und Gebäude des Knastregimes, von Polizei 
und Wachschutz, Multis und der „Wohnungs- 
wirtschaft“. Hamburg brauchte ne Zeit, um in die 
Gänge zu kommen, aber im September und Oktober 
gings dann mit Angriffen auf die Polizeiwache 
Volksdorf, SPIE, Steg und anderen Akteuren der 
Gentrifizierung los. 


Die drei Gefährt*innen von der Parkbank haben 
keine tausende von Followern und Likes in den un- 
sozialen Netzwerken, sie genießen aber in den auf- 
ständischen Kreisen einen charmanten und 
kämpferischen Ruf, sie fehlen jetzt bei den an- 
stehenden Fights. Aber solange Patriarchat und 
Kapitalismus ihr elendes und mörderisches Schau- 
werden Menschen dagegen 


spiel fortsetzen, 


kämpfen. 


Die Bullen haben der Staatsschutzpresse in die 
Tastatur diktiert, der Repressionsschlag habe dem 
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Herz der anarchistischen Szene gegolten. Wir 
greifen nun die Köpfe der Hamburger Stadt- 
regierung an. Staatsrat Pörksen koordiniert in der 


Senatskanzlei, in dieser Schlüsselstelle der 
Regierungspolitik, die Arbeit des Senats und der 
Fachbehörden. Die Machthaber*innen lassen ihre 
Schergen die Türen linker Wohngemeinschaften 
aufbrechen und die Bewohner*innen mit gezogenen 
Waffen bedrohen, ihre Sachen durchschnüffeln. Wir 
werden ihre Rückzugsräume behelligen. 


„Wenn der Kampf für die Freiheit eine Straftat ist, 
dann ist die Unschuld wahrhaftig das Schlimmste 
von allem“, haben belgische Anarchist*innen zu 
Repression gesagt. 


Solidarität mit den Parkbank 3, Sofortige Frei- 
lassung von Parkbank 2 und Loic, die im 
Untersuchungsgefängnis festgehalten werden 


Angriff auf Hamburger Innensenator Andy 
Grote (SPD) 


Für die Parkbankcrew. Für die Verletzten und Ange- 
klagten im Rondenbargverfahren. 


Für uns. 


Wir haben gestern morgen, am 13.12.2019 um kurz 
nach 8 Uhr in der Hein-Hoyer-Straße (St. Pauli) auf 
den Hamburger Innensenator Andy Grote (SPD) ge- 
wartet. Als die BMW-Limousine der Fahrbereit- 
schaft des Hamburger Senats (HH-XH 572) ihn wie 
immer an seinem Wohnort Wohlwillstraße 30 im 
Hinterhof abgeholt hatte und an uns vorbei fuhr, 
wurde sie von Farbflaschen getroffen. Grote sitzt in 
der Regel auf dem Beifahrersitz. Er selbst hat den 
Angriff gestern über Twitter als „erbärmlich“ 
denunziert, weil angeblich sein zweijähriger Sohn 
mit im Auto gewesen wäre. Grote war sich dabei 
nicht zu schade, schamlose Lügen zu verbreiten. 
Eine lautet, er würde seinen Sohn regelmäßig 
morgens zur Kita bringen. Wir, er und auch seine 
Leibgardisten wissen sehr genau, dass das totaler 


Quatsch ist. Wenn das Kind tatsächlich gestern im 
Auto gewesen ist, dann war das eine seltene Aus- 
nahme und ein tragischer Zufall. Selbstverständlich 
galt der Angriff nicht dem Kind! Grotes zweite 
Behauptung, dass er „jederzeit mit einem solchen 
Angriff“ rechnet, ist genau so ein Bullshit. Er hat 
mit gar nichts gerechnet! Sein Gesicht sah jeden- 
falls gestern eher erschrocken aus, als er uns 
gesehen hat. Erbärmlich ist, dass Grote mit durch- 
schaubaren und plumpen Lügen davon abzulenken 
versucht, worum es bei diesem Angriff eigentlich 
geht. 


Unser Angriff unterstreicht, dass der militante 
Kampf in Hamburg nach der Festnahme der 3 von 
der Parkbank im Juli 2019 noch lange nicht vorbei 
ist und dass die Feinde der Freiheit wie Andy Grote 
weiterhin im Blick sind und ihr Wirken und Leben 
sehr genau beobachtet werden. Einige wilde Vögel 
haben die Verfolgungsbehörden ins Visier ge- 
nommen, aber die Schwärme fliegen weiter und 
werden ihnen auch zukünftig auf den Kopf scheißen 
und zu gegebenem Zeitpunkt „die Gewehre auf sie 
drehen — das wird sich lohnen“. Wir greifen den 
Impuls der Gefährt*innen, die im Oktober ein Feuer 
vor dem Haus des Leiters der Senatskanzlei ent- 
zündet haben, auf, die Spitzen des Hamburger 
Senats zu behelligen. 


Grote hat in den vergangenen Jahren als Stadtteil- 
entwicklungsexperte der SPD, Bezirksamtsleiter 
Mitte und Innensenator einiges unternommen, das 
Leben derjenigen, die in dem von ihm so geliebten 
St. Pauli nicht mehr viel zu verlieren haben, weiter 
zu verschlechtern. Obdachlose und People of Color 
werden von Grotes Polizei gejagt, drangsaliert, ver- 
trieben und verhaftet. St. Pauli wurde zu einem 
Hotspot der Immobilienhaie und die Zusammen- 
arbeit mit der Immobilienfirma Köhler/von Bargen 
dürfte sich für Grotes Hinterhofidyll ausgezahlt 
haben. Für seine Sicherheit wird ein Teil der 
Wohlwillstraße mit Kameras überwacht, Polizei- 
streifen fahren Raumschutz, Zivis lungern vor der 
Tür rum und ein massives Tor sorgt dafür, dass 
nicht wie beim G20 Zornige den direkten Kontakt 
mit dem Innensenator aufnehmen können. Wenn er 
mal Zeit hat, geht er gerne zu den Spielen „seines 
Vereins“ FC St. Pauli; mit vom Club geschenkter 
Freikarte versteht sich. Seine Anwesenheit 
Stadion gefällt aber nicht allen Fans. Im Oktober 


Im 
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2019 verhinderten einige Hundert von ihnen eine 
geplante Diskussionsveranstaltung mit Grote am 
Millerntor. 

Repressive Meilensteine Grotes 
Innensenatorweg: 

° tausendfache rassistische Kontrollen zur 
vermeintlichen „Bekämpfung der Drogen- 
kriminalität“, 2016 stirbt Jajee Diabi, einer 
der bei den Kontrollen Festgenommenen, 
im Alter von 21 Jahren im Gefängnis 
Hahnöfersand 

°e Einrichtung eines Flughafenknastes, um 
Abschiebungen effektiver durchführen zu 
können, 

°e Planung eines neuen Abschiebeknastes in 
Glückstadt, 

° neues Hamburger Polizeigesetz, 

°  hundertfache Körperverletzung und Frei- 
heitsberaubung während des G20 2017, 
Ausnahmezustand, 

° eine beispiellose Öffentlichkeitsfahndung 
nach den völlig desaströsen Polizeiein- 
sätzen während der G20 Festspiele 


pflastern 


Der Apparatschick Grote verlässt sich in der Praxis 
auf bewährte Repressionstäter wie die ehemaligen 
Chefs des MEK Meyer (jetzt Polizeipräsident), Voss 
(jetzt Verfassungsschutzchef), Ferk (jetzt Landes- 
polizeieinsatzführer) oder Klein (jetzt Chefin 
„Organisiserte Kriminalität“). An ihrer Seite stehen 
der furchtbare Dudde und notorisch verurteilungs- 
wütige Richter wie Krieten und Tully. 

Grote hat der Presse schon mal gedroppt, er würde 
gerne in einer neuen Hamburger Regierung wieder 
Innensenator werde. Nur zu Andy, wir sehen uns auf 
der Straße...Freiheit für die zwei Gefangenen von 
der Parkbank und Loic 


13.12.19 - all cops are bullshit 


Angry Birds 


Wenn der Staat die Zähne 
zeigt - Erneuter 
Kriminalisierungsversuch 
unter 8129 in Berlin 


Quelle: Kalabal!k - Anarchistische Bibliothek 


Die Durchsuchungen heute [16.09.2020; Anm. d. 
Red.], die unter anderem unsere anarchistische 
Bücherei betrafen, sind nichts neues. Diesmal legen 
die Behörden allerdings zu. Betroffen sind fünf 
Menschen, die beschuldigt werden 2016 eine 
besondere, konspirative und kriminelle Vereinigung 
gegründet zu haben oder darin Mitglied zu sein. Aus 
diesem Grund ermittelt die Bundesanwaltschaft 
nach Paragraf 129 und das BKA besuchte die 
Betroffenen, teils mit gezogenen Knarren, Zuhause. 
Es handelt sich hierbei um ein wildes Konstrukt aus 
herbei phantasierter Gefährlichkeit und anderen 
abstrusen Ermittlungsverfahren. Im Rahmen eines 
dieser in der Luft verpufften Verfahren, wurde 
unsere Bibliothek bereits 2018 schon einmal durch- 
sucht. Damals ging es um Fahndungsaufrufe nach 
den Verantwortlichen des G20 Gipfels in Hamburg. 


Bei den damaligen Durchsuchungen waren die 
Bullen auf der Suche nach Menschen mit Reggae- 
mützen. Diesmal legten sie bei den Durch- 
suchungen einen Schwerpunkt auf schwarze Kleid- 
ungsstücke, Windjacken und Kapuzenshirts. 


Damit die Bundesanwaltschaft Herrin über das Ver- 
fahren und das BKA ermitteln durfte, wurden ver- 
schiedene, teils eingestellte Verfahren in den Durch- 
suchungsbeschluss eingefügt, um das Verfahren auf- 
bauschen ZU können und weitreichende Befugnisse 
zu erhalten. Erwähnt sei hierbei das bereits einge- 
stellte Verfahren um den Fahrradkorso 2016 oder 
die Affäre um die geklauten Streugutkisten in 


Hamburg. 


In ihrem Eifer beschlagnahmte das BKA die vom 
LKA Berlin zurück gegebene Datenträger von 2018, 
die sich noch in den verpackten Aservaten-Tüten 
des LKA‘s befanden. Wir vermuten hierbei 
Kompetenzstreitigkeiten zwischen Goebel vom 
ILKA Berlin und Dr. Sturm von der Bundes- 


anwaltschaft. 
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Bei allen Durchsuchungen wurden wie immer, 
Speichermedien, Computer, Handys, schwarze 
Kleidung und anderes beschlagnahmt. Interessant 
hierbei ist das besondere Interesse für die Handys, 
die noch vor Ende der Durchsuchungen separat zur 
Auswertung gebracht wurden. 


Bei den Durchsuchungen waren die BKA-Bullen 
teils 7 Stunden in den Wohnungen, fürs Kalabalik 
reichten 5 Stunden aus. In Athen durchsuchte das 
BKA 2 Wohnungen in Zusammenarbeit mit den 
griechischen Anti-Terror Bullen. Dort wurden 5 
Personen mit auf die GADA (Hauptwache) 
genommen. 3 davon sitzen noch und werden wegen 
Pfefferspray morgen einem Richter vorgeführt. 


Berlin ist derzeit nicht die einzige Stadt, die von 
Repression betroffen ist. Wir gehören zum an- 
haltenden Trend der Ermittlungen gegen 
linksradikale Strukturen in der BRD. Ob Hamburg, 
Frankfurt oder Leipzig, nur unsere Solidarität kann 
stärker sein als ihre Repression. 


Es wird einen Aufruf für eine Solidemo am frühen 
Freitag Abend geben! 


Sobald es einen besseren Überblick über dieses 
Verfahren gibt und neue Informationen vorhanden 
sind, informieren wir euch. Grüße und Kraft an die 
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